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REPUBLIK öSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWAL1UNG 

1010 Wien, den 28. Juli 1986 

Stuben ring 1 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 

Auskunft 
Dr. Mathilde Knöfler 

L 

Zl. 31.100 /71-V /2 /1986 

An das 
Präsidium des 

Nationalrates 

Parlament 
1010 W i e n 

Klappe 6322 Durmwahl 

Betrifft: Entwurf einer Novelle zum 

Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz ( NSchG ) ; 
Aussendung zur Stellungnahme 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung beehrt sich, 

in der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines Bundesge

setzes mit dem das Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz geändert 

wird, zur gefälligen Kenntnisnahme zu übermitteln. Als Frist 

für die Abgabe der Stellungnahme wurde der 25. September 1986 

gesetzt. 

Anlagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

I' [ 

Für den Bundesminister: 

M a r t  i n e k 

OVR: 0017001 u. 0017019. LAX 0017035 bis 0017116. AX 0015008 bis 0015954. LIX 0017124 bis 0017183 

274/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 1 von 54

www.parlament.gv.at



1010 Wien. den 
Stubenring 1 

REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 

Auskunft 

l 
Klappe 

L 

An das ( den, die) 

Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst 
Bundeskanzleramt - Dienstrechtssektion 
Bundeskanzleramt - Staatssekretariat Johanna Dohnal 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
Bundesministerium für Bauten und Technik 

Dura.wahl 

Bundesministerium für Familie. Jugend und Konsumentenschutz 
Bundesministerium für Familie. Jugend und Konsumentenschutz 

Geschäftsleitung des Familienpolitischen Beirates 
Bundesministerium für Finanzen 
Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
Bundesministerium für Handel. Gewerbe und Industrie 
Bundesministerium für Inneres 
Bundesministerium für Justiz 
Bundesministerium für Landesverteidigung 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
Sektion V 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der 

NÖ Landesregierung 
Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Amt der Kärntner Landesregierung 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 
Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 
Amt der Salzburger Landesregierung 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
Amt der Tiroler Landesregierung 
Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Amt der Wiener Landesregierung 
Österreichischen Städtebund 
Österreichischen Gemeindebund 
Verfassungsgerichtshof 
Verwaltungsgerichtshof 
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Rechnungshof 
Volksanwaltschaft 
Finanzprokura tur 

- 2 -

Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
. Datenschutzrat 

Datenschutzkommission 
Österreichischen Arbeiterkammertag 
Österreichischen Gewerkschaftsbund 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
Vereinigung Österreichischer Industrieller 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
Burgenländische Landwirtschaftsk�mer 
Kammer für Land- und Forstwirtschaft in Kärnten 
Niederösterreichische Landes-Landwirtschaftskammer 
Landwirtschaftskammer für Oberösterreich 
Kammer für Land- und Forstwirtschaft in Salzburg 
Landeskaomer für Land- und Forstwirtschaft in Steie�mark 
Landeslandwirtschaftskammer für Tirol 

Sektion Dienstgeber (Bauernkammer) 
Landwirtschaftskammer für Vorarlberg 
Wiener Landwirtschaftskammer 
Österreichischeo Landarbeiterkammertag 
Landarbeiterkammer für Kärnten 
�ammer für Arbeiter und Angestellte in der L��d- und Forst-

wirtschaft in Niederösterreich 
Landarbeiterkammer für Oberösterreich 
Landarbeiterkammer für Salzburg 
Steiermärkische Landarbeiterkammer 
Landeslandwirtschaftskammer für Tirol 

Sektion Dienstnehmer (Landesarbeiterk�mer) 
Landwirtschaftskammer für Vorarlberg 

Sektion der land- und forstwirtschaftlichen Dienstnehmer 
Hauptverband der Österreichischen Sozialversicherungsträger 
Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
Oberösterreichische Rechtsanwaltskammer 
Rechtsan\\'"al tskammer für Kärnten 
Salzburger Rechtsanwaltskammer 
Steiermärkische Rechtsanwaltskammer 
Tiroler Rechtsanwaltskammer 
Vorarlberger Rechtsanwaltskammer 
Österreichische Notariatskammer 
Vereinigung der Österreichischen Richter 
Österreichische Patentanwaltska�mer 
3undes-Ingenieurkammer 
Kamme r :�Ur \Vi n:schafts t reuhä..'ide r 

�sterre�chische �rztekammer 
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Österreichische Dentistenkammer 
Bundeskammer der Tierärzte Österr-eichs 
Österreichische Apothekerkammer 
Pharmazeutische Gehaltskasse 
Pharmazeutischen Reichsverband für Österreich 
Bundeskonferenz der Kammern der Freien Berufe Österreichs 
Freien Wirtschaftsverband Österreichs 
Sekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz 
Evangelischen Oberkirchenrat 

HB und AB 
Israelitische Kultusgemeinde 
Österreichischen Familienbund 
Katholischen Fam:lienverband Österreichs 
Bundesorganisation der österreichischen Kinderfreunde 
Österreichische Rektorenkonferenz 
Österreichischen Dozentenverband 
Zentralausschuß der Österreichischen HochschUlerschaft 
Österreichischen Bundesjugendring 
Österreichische Bundes- Sportorganisation 
Zentralstelle Österreichischer Landesjagdverbände 
Verband Österreichischer Zeitungsherausgeber und Zeitungsverleger 
Verband der Elektrizitätswerke Österreichs 
ÖAMTC 
ARBÖ 
Generaldirektion der Österreichischen Bundesbahnen 
Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
Bundesfrauenkonferenz der SPÖ 
Institut für Sozialpolitik und Sozialreform 
Zentralorganisation der Kriegsopferverbä�de Österreichs 
Generaldirektion der öste�reichischen Bundesforste 
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Anla ge zu Zl. 31. 100/71- V/2/1986 

E n t w u r f 

eines Bundesgesetzes, mit dem da s Na chtschicht- Schwer

a rbeitsgesetz geändert wird 

Ar tikel I 

Da s Na chtschicht- Schwera rbeitsgesetz, BGBl. Nr. 354/1981, 

zuletzt geänder t dur ch BGBl. Nr . 666/1983, wird geänder t 

wie folgt: 

1. Art. VII wir d geänder t wie folgt: 

a )  Im 1. Absa tz wir d da s Zita t "Abs. 3" im 1 .  Sa tz 

dur ch "Abs. 4" ersetzt. 

b) Die Abs
·
. ·� 2 bis 6 lauten: 

"(2) Na chtschicht- Schwer ar beit leistet jedenfa lls ein 

Dienstnehmer im Sinne des Abs. 1, der unter einer 

der folgenden Bedingungen ar beitet: 

1. im Ber gba ubetr ieben, wenn diese Ar beiten als 

:wesentlich bergmännische oder ihnen gleichge-

stell te Ar bei ten gemäß der Anla ge 9 zum .Allge

meinen Sozialver sicher ungsgesetz a nzusehen sind, oder 

im Stollen- und Tunnelba u, .,�der 

an Bohra nla gen (Bohr lochber gba u) ,  da zu gehör en 

a uch Na chbohrungen; 

2. bei den Or ga nismus besonders bela stender Hitze. 

Eine solche liegt bei einem durch Arbeitsvorgänge 

ver ur sa chten Klima zusta nd vor, wenn bei Uber

wiegen konvektiver Wärmeübertr agung da s Klima -
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summenmaß eine Effektivt emp eratur von 25, 3° 

überschreitet und der Zeitanteil des Klima

zustandes an der G esamtarbeitszeit mindestens 

50 % beträgt, 

bei konvektiver Wärmeübertragung und gleichzeitiger 

Wärmestrahlungsbelastung ab einer Strahlungs

intensität von mehr als 50 Watt/m2 die korr. 

Effektivtemperatur, bestimmt über die Globe

temperatur, einen Wert von 25 , 3° überschreitet 

und der Zeitanteil dieses Klimazustandes an der 

Gesamtarbeitszeit mindestens 50 % beträgt, sowie 

wenn 

bei überwiegender Wärmestrahlungsbelastung ab 

350 Watt/m2 Wärmestromdichte der Zeitanteil 

dieser Belastung an der Gesamtarbeitszeit 30 %,  

ab 600 Watt/ m2 20 % und ab 900 Watt/m2 10 % 

beträgt; 

3. bei überwiegendem Aufenthalt in begehbaren Kühl

räumen, wenn die Raumtemp eratur niedriger als 

-21 Grad Celsius ist, oder wenn der Arbeitsablauf 

einen ständigen Wechsel zwischen solchen Kühlräumen 

und sonstigen Arbeitsräumen erfordert; 

4. bei andauernd starkem Lärm, sofern ein Schallpegel

wert von 85 dB (A) , oder bei nicht andauerndem 

Lärm, sofern ein wirkungsäquivalenter Pegelwert 

überschritten wird; 

5 .  bei Verwendung von Arbeitsgeräten, die durch gesund

heitsgefährdende Erschütterung auf den Körper ein

wirken. Der Bundesminister für soziale Verwaltung 

hat durch Verordnung festzulegen, nach welchen 

Kriterien eine solche Gesundheitsgefährdung zu be

urteilen ist; 

:,. 
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6. wenn regelmäß ig und mindestens während der halben 

täglichen normalen Arbeitszeit Atemschutzgeräte 

(Atemschutz- , Filter- oder Behältergeräte) getragen 

werden müssen; 

7. an Bildschirmarbeitsplätzen (das sind Arbeitsplätze, 

bei denen das Bildschirmgerät und die D ateneingabe

tastatur sowie gegebenenfalls ein Informationsträger 

eine funktionelle Einheit bilden) , sofern die Arbeit 

mit dem Bildschirmgerät und die Arbeitszeit an diesem 

G erät für die gesamte Tätigkeit bestimmend sind; 

8. bei ständigem gesundheitsschädlichen Einwirken von 

inhalativen Schadstoffen, die zu einer Berufskrankheit 

im Sinne der Anlage 1 zum Allgemeinen Sozial versicherungs

gesetz führen können. D urch Verordnung ist festzu

stellen, bei welchen Konzentrationswerten solcher 

Schadstoffe in der Luft am Arbeitsplatz eine gesund

heitsschädliche Einwirkung gegeben ist. 

(3) Nachtschicht- Schwerarbeit leistet auch ein D ienstnehmer 

im Sinne des Abs. 1, der 

1. unter zwei oder mehreren erschwerenden Bedingungen 

(Abs. 2 Z 2 bis 8) arbeitet, wobei die in Abs. 2 

Z 2 bis 8 angeführten Voraussetzungen bzw. Meß werte 

jeweils unterschritten werden, oder 

2. wenn zu einer oder mehreren dieser Arbeitsbedingungen 

gern. Z 1 noch schwere körperliche Arbeit hinzu kommt, 
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sofern durch diese G esamtbelastung eine G esundheitsge

fährdung gegeben ist. 

Das Arbeitsinspektorat hat auf Antrag durch Bescheid 

festzustellen, bei welchen Mehrfachbelastungen eine 

solche G esundheitsgefährdung gegeben ist. 

(4) Nachtschichtbetrieb ist ein Betrieb, in dem nach einem 

vorher fes tgelegten Schichtplan in voll- oder teil

kontinuierlicher mehrschichtiger Arbeitsweise nicht nur 

vorübergehend oder sais onbedingt in der Zeit zwischen 

22 Uhr und 6 Uhr gearbeitet wird. Schichtarbeitstag 

ist der Zeitraum vom Beginn der ersten Schicht eines 

Kalendertages bis zum Ende der letzten Schicht, die an 

dies em Kalendertag begonnen hat. 

(5) Wird in Bergbaubetrieben unter Tage oder im Stollen- und 

Tunnelbau im Sinne von Abs. 2 Z 1 nicht in voll- oder 

teilkontinuierlicher Arbeitsweise gearbeitet, so sind 

die Arbeitnehmer solcher Betriebe jenen, die Nachtschicht

Schwerarbeit leisten, gleichzuhalten, wenn sie an 18 Tagen 

pro Monat mindestens 6 Stunden im Bergbau unter Tage oder 

im Stollen- und Tunnelbau Arbeit leis ten. Weiters s ind 

der Nachts chicht- Schwerarbeit feueru�gstechnische Spezial

arbeiten im Sinne dies es Bundesges etzes gleichzuhalten, 

wenn s ie an 18 Tagen pro Monat mindestens 6 Stunden ge

leistet werden. Der Bundes minister für soziale Verwalturig 

hat durch Verordnung festzustellen, welche Tätigkeiten als 

feuerungstechnische Spezialarbeiten anzusehen sind. 

Arbeitet ein Arbeitnehmer innerhalb eines Kalendermonates 

an weniger als 18 Tagen, so gilt dies dann als anrechen

bare Zeit, wenn der Arbeitnehmer in diesem Kalendermonat 

;. ... '. 
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und in dem unmittelbar vorangegangenen K alendermonat 

an wenigstens 36 Tagen mindestens 6 Stunden bzw. in 

diesem K alendermonat und in den zw ei unmittelbar voran

gegangenen K alendermonaten an 54 Tagen solche Arbeiten 

geleistet hat. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz 

gelten sinngemäß . 

(6) D er Bundesminister für soziale Verwaltung kann weitere 

Arbeiten, die eine auß ergewöhnliche körperliche Bean

spruchung mit sich bringen oder bei denen D ienstnehmer 

Einwirkungen durch Staub, schädigende Stoffe oder 

Strahlen ausgesetzt sind, soweit es sich nicht um 

Arbeiten im Bergbau handelt, durch Verordnung der Nacht

schicht- Schwerarbeit gleichsetzen. Unter den gleichen 

Voraussetzungen kann der Bundesminister für Handel, 

G ewerbe und Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes

minist�r für soziale Verwaltung Arbeiten im Bergbau 

durch Verordnung der Nachtschicht- Schwerarbeit gleich

setzen." 

2. Artikel VIII wird geändert wie folgt: 

a) Abs. 1 lautet: 

"(1)  D ie D ienstgeber haben jeden von ihnen beschäftigten 

D ienstnehmer, der Nachtschicht- Schwerarbeit im Sinne 

des Art. VII Abs. 2 oder 3 oder Schwerarbeit im Sinne 

des Art. VII Abs. 5 oder 6 leistet, gesondert zu melden." 

b) Abs. 2 lit b lautet: 

"b) die im § 33 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungs

gesetzes festgesetzte Frist von 3 Tagen erst nach dem 

Ende des K alendermonats, in dem die Nachtschicht- Schwer

arbei t im Sinne des Art. VII Abs. 2 oder 3 oder die Schwer

arbeit im Sinne des Art. VII Abs. 5 oder 6 geleistet 

worden ist, zu laufen beginnt. " 
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3. Artikel IX lautet: 

"Die Pensionsversicherung sträg er g ewähren den Versicherten, 

die Nachtschicht- Schwerarbeit im Sinne des Art. VII Abs. 2 

oder 3, Nachtschichtarbeit oder Schwerarbeit im 

Sinne des Art. VII Abs. 5 oder 6 leisten, nach pflichtg e

mäß em Ermessen Maß nahmen der Gesundheitsvorsorge gemäß 

§ 307d des Allg emeinen Sozialversicherung sg esetzes mit 

dem Ziel, den Eintritt dauernder Schädig ungen durch die 

Nachtschicht-Schwerarbeit, Nachtschichtarbeit oder Schwer

arbeit hintanzuhalten. Hiebei ist auf die Art und Dauer 

der Tätigkeit sowie den allgemeinen Gesundheitszustand 

des Betroffenen Bedacht zu nehmen. 

4. Artikel X wird g eändert wie folg t: 

a) Abs. 1 lautet: 

" (1) Anspruch auf Sonderruhegeld hat der Versicherte 

nach Vollendung des 57. Lebensjahres, die Versicherte 

nach Vollendung des 52. Lebensjahres, wenn 

1. der Zeitraum von 360 Kalendermonaten vor dem Stich

tag mindestens zur Hälfte mit Beitragsmonaten im 

Sinne der § §  225 und 226 des Allgemeinen Sozialver

sicherungsgesetzes gedeckt ist, für die Beiträge 

gemäß Art. XI Abs. 3 entrichtet worden sind, und 

2. am Stichtag weder eine selbständige noch eine unselb

ständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird; eine Erwerbs

tätigkeit, auf Grund derer ein Erwerbseinkommen be

zog en wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit c des Allge

meinen Sozialversicherung sg esetzes jeweils in Be

tracht kommende Monatseinkommen nicht übersteig t, 

bleibt hiebei unberücksichtig t; hinsichtlich der 

Ermittlung des Erwerbseinkommens aus einem land(forst) 

wirtschaftlichen Betrieb ist § 292 Abs. 5 und 7 des 
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Allg emeinen Sozialversicherung sg esetzes entsprechend 

anzuwenden. 11 

b) Abs. 2 entfällt. 

5. In Artikel XI Abs. 3 tritt a nstelle des Zita tes 

"Art. VII Abs. 211 das Zita t" "Art. VII Abs. 2, 3, 5 oder 6. " 

6. Artikel XII lautet: 

11(1) Streitig keiten über da s Vorlieg en der Voraussetzung en 

nach Art. VII Abs. 2 und 5 sowie nach einer Verordnung 

g emäß Art. VII Abs. 6, den Beg inn und da s Ende der 

Nachtschicht- Schwera rbeit und g leichg estellter Arbeiten 

sowie den Nachtschicht-Schwerarbeiter-Beitrag g elten als 

Verwa ltung ssa chen im Sinne des § 409 des Allg emeinen 

Sozialversicherung sg esetzes. 

(2) Die Bestimmung en des Siebenten Teiles des Allg emeinen 

Sozialversicherung sg esetzes über das Verfa hren sind auf 

die Verwa ltung ssa chen im Sinne des Abs. 1 mit der Ma ßg abe 

a nzuwenden, daß g eg en den Bescheid des Versicherung sträg ers 

die Berufung an den Bundesminister für soziale Verwaltung 

zusteht. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung ; der 
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Bundesminister für soziale Verwaltung kann der Berufung 

auf Antrag aufschiebende Wirkung zuerkennen, wenn durch 

die vorzeitig e Vollstreckung ein nicht wieder gutzu

machender Schaden einträte und nicht öffentliche Interessen 

die sofortige Vollstreckung g ebieten. Der Antrag auf 

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist innerhalb 

der für die Einbring ung der Berufung vorg esehenen Frist 

beim Versicherungsträg er zu stellen. 

(3) Im Verfahren über Leistung ssachen darf über das Vor

liegen der Voraussetzung en nach Art. VII Abs. 2, 3 

und 5 sowie nach einer Verordnung g emäß Art. VII Abs. 6 
als Vorfrage nicht entschieden werden. Der Versicherungs

träger oder das G ericht haben das Verfahren auszusetzen 

( zu unterbrechen) , bis über diese Vorfrage als Haupt

frage im Verfahren in Verwaltungssachen, bzw. im Fall 

des Art. VII Abs. 3 vom zuständig en Arbeitsinspektorat, 

rechtskräftig entschieden worden ist, dies einschließ 

lich eines allenfalls anhängig gewordenen Verwaltungs

gerichtshofverfahrens. Ist im Zeitpunkt der Unter

brechung des Verfahrens noch kein Verfahren in Verwal

tungssachen, bzw. im Fall des Art. VII Abs. 3 noch 

kein Verfahren beim Arbeitsinspektorat, anhängig , so 

haben der Versicherungsträger oder das G ericht die Ein

leitung des Verfahrens beim Versicherungsträger bzw. 

Arbeitsinspektorat anzuregen. Einem Rekurs gegen den 

Unterbrechungsabschluß kann aufschiebende Wirkung 

nicht zuerkannt werden. § 74 Abs. 2 des Arbeits- und 

Sozialgerichtsg esetzes, BGB1. Nr. 104/1985 , ist sinn

gemäß anzuwenden. Die vorläufig en Beiträg e und Leistungen 

sind auf die endgültig en Beiträge und Leistungen anzu

rechnen. 

274/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 54

www.parlament.gv.at



- 9 -

(4) Der Versicherte ist berechtig t, frühestens zwei Jahre 

vor Erreichu ng des Anfallsalters auf Sonderru heg eld beim 

nach Art. X Abs. 3 zuständig en Pensionsversicheru ng sträg er 

einen Antrag au f Feststellu ng der Versicherung szeiten im 

Sinne des Art. X Abs. 1 Z 1 zu stellen. § 223 Abs. 2 des 

Allg emeinen Sozialversicheru ng sg esetzes g ilt entsprechend. 

Die Feststellung dieser Versicheru ng szeiten g ilt als 

Leistu ng ssache g emäß § 354 Z 4 des Allg emeinen Sozial

versicherung sg esetzes. 

(5) Die bei einer Amtshandlung U ber das Vorlieg en der 

Voraussetzu ng en nach Art. VII Abs. 2, 3 und 5 sowie 

nach einer Verordnung g ern. Art. VII Abs. 6 erwachsenden Kosten sind von 

Amts weg en zu trag en. Als Barau slag en g elten auch die 

G ebU hren, die den Sachverständig en zustehen. " 

7. Artikel X III wird g eändert wie folg t: 

a) In Abs. 4 tritt anstelle des Zitates II§ 11 Abs. 10" 

das Zitat "§ 11 Abs. 9" und anstelle des Zitates 

"§ 11 Abs. 3" das Zitat II§ 11 Abs. 5". 

b) Abs. 6 lautet: 

"(6) Sind zur Beg rU ndung des Anspruches auf Sonderruhe

g eld auch vor dem 1. Ju li 1981 lieg ende Beitrag smonate im 

Sinne der § §  225 und 226 des Allg emeinen Sozialversicheru ng s

g esetzes heranzuziehen, so g elten nur jene Beitrag smonate 

als Beitrag smonate im Sinne des Artikel X I  Abs. 3, fU r 

die bei frU herem Inkrafttreten dieses Bundesg esetzes der 

Nachtschicht-Schwerarbeiter-Beitrag zu entrichten g ewesen 

wäre. Art. X II Abs. 3 g ilt entsprechend. Sind zu r Be-
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gründung von Ansprüchen auf Sonderruhegeld von den zu

ständigen Behörden Sachverhalte zu beurt eilen, die 

vor dem 1. Juli 1981 liegen und bezüglich des Vorliegens 

bestimmter Arbeitsbedingungen nicht mehr durch unmitt el

bare Wahrnehmungen festgestellt werden können, so ist 

auf entsprechende Nachweise und Angaben des Dienstgebers, 

des nach dem Arbeitsverfassungsgesetz in Betracht kom

menden Organs der Betriebsvertretung, der geset zlichen 

beruflichen Vertretung oder des zuständigen Arbeits

inspektorates (der Berghauptmannschaft) Bedacht zu 

nehmen. 

Artikel 11 

D as Bundesgesetz betreffend die Vereinheitlichung des 

Urlaubsrechts und die Einführung einer Pflegefreistellung, 

BGBl. Nr. 390 /197 6 ,zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 

81/1983,wird geändert wie folgt : 

§ 10a lautet: 

"(1) Dem Arbeitnehmer gebührt ein Zusatzurlaub für jedes 

Arbeitsjahr, in dem er 
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1. mindes tens 28 mal in der Zeit zwis chen 22 und 6 Uhr 

mindes tens 6 Stunden unter den in Art. VII Abs . 2 

Z 1 bis 8 oder Abs . 3 Z 1 und 2 NSchG angefU hrten 

ers chwerenden Bedingungen oder 

2. an mindes tens 90 Tagen mindes tens 6.Stunden in Berg

baubetrieben unter Tage oder im Tunnel- und Stollen

bau oder unter den in einer Verordnung nach Art. VII 

Abs . 6 NSchG f es tgelegten ers chwerenden Bedingungen 

gearbeitet hat. 

(2) Der Zus atzurlaub beträgt einen Werktag und erhöht s ich 

auf zwei Werktage, wenn der Arbei tnehmer unter ers chwerenden 

Bedingungen im Sinne des Abs . 1 Z 1 mindes tens 56 mal 

oder unter den in Abs . 1 Z 2 genannten Bedingungen an 

mindes tens 180 Tagen pro Arbeits jahr gearbeitet hat. 

(3) Hat der Arbeitnehmer unter den in Abs . 1 genannten 

ers chwerenden Bedingungen durch 5 Jahre gearbeitet, 

erhält er das 2-f ache, wenn er unter dies en Bedingungen 

durch 15 Jahre gearbeitet hat, das 3-f ache des in Abs . 2 

genannten Zus atzurlaubes . 

(4 ) Der Arbeitnehmer, der ins ges amt 20 Jahre Ans pruch auf 

Zus atzurlaub.im Sinne des Abs . 2 hatte, behält - wenn 

er wegen Berufs krankheit oder Arbeits unf all nicht mehr 

unter den in Abs . 1 genannten ers chwerenden Bedingungen 

arbeiten kann - den Ans pruch auf Zus atzurlaub in dem vor 

der Erkrankung oder dem Unf all zuletzt zus tehenden Aus maß . 

(5) § 3 Abs . 2 bis 4, § §  9, 10 und 14 f inden auf den Zu

s atzurlaub keine Anwendung. 
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(6) § 3 Abs. 1 ist mit der Maß gabe anzu wenden, daß f ür 

die Bemessu ng des Urlau bsau smaß es Dienstzeiten bei dem

selben Arbeitgeber, die u nter den Bedingu ngen. des Abs. 1 

geleistet wu rden, zu sammenzu rechnen sind. 

(7 ) Für die Entstehu ng des Anspru ches auf Zu satzu rlau b 

werden nicht abgefu ndene Zeiten, in denen u nter den in 

Abs. 1 genannten erschwerenden Bedingu ngen in einem der 

Unterbrechu ng u nmittelbar vorangegangenen Arbeitsver

hältnis bei demselben Arbeitgeber gearbeitet wu rde, an

gerechnet, sofern es sich u m  eine Unterbrechu ng gemäß 

§ 3 Abs. 1 handelt u nd die Vorau ssetzu ng des § 2 Abs. 2 

erfüllt ist. 

(8) Für die Bemessu ng des Zu satzu rlau bs ist weiters die 

in einem anderen Arbeitsverhältnis im Inland zu gebrachte 

Dienstzeit; sofern sie u nter den in Abs. 1 genannten er

schwerenden Bedingu ngen geleistet wu rde u nd mindestens 

sechs Monate gedau ert hat, bis zu m Höchstau smaß von 

fünf Jahren anzu rechnen. 

(9) Für die Bemessu ng des Zu satzu rlau bs werden nu r volle 

Arbeitsjahre berücksichtigt. Nicht volle Arbeitsjahre 

werden voll berücksichtigt, wenn die Vorau ssetzu ngen 

der Abs. 1 u nd 8 erfüllt sind. 

(10) Dem Arbeitnehmer gebührt eine Entschädigu ng in der 

Höhe des noch au sstehenden Urlau bsentgelts, wenn das 

Arbeitsverhältnis nach Entstehu ng des Anspru chs au f 

Zu satzu rlau b, jedoch vor dessen Verbrau ch endet. Die Ent

schädigu ng gebührt nicht, wenn der Arbeitnehmer ohne 

wichtigen G ru nd vorzeitig au stritt. 
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(11) Dem Arbeitnehmer gebU hrt eine Abfindung in der Höhe 

des halben Urlaubs entgelts , wenn der Arbeitnehmer im 

Arbeitsjahr mindes tens die Hälfte des fU r den Zus atzurlaub 

geforderten jährlichen Mindes taus maß es unter den in Abs . 1 

genannten ers chwerenden Bedingungen gearbeitet hat und das 

Arbeits verhältnis durch Kündigung s eitens des Arbeitgebers 

oder durch einvernehmliche Lös ung endet, s ofern die Vor

auss etzung des § 2 Abs . 2 erfüllt is t. " 

Artikel 111 

Das Bundes ges etz über die Regelung der Arbeits zeit, 

BGBI. Nr. 461/1969, zuletzt geändert durch BGBI. Nr. 354/1981, 

wird geändert wie folgt: 

1 .  § 11 Abs . 5 lautet: 

"(5) Arbeitnehmern, die Nachts chicht- Schwerarbeit im 

Sinne des Art. VII Abs . 2 Z 1 bis 8 oder Abs . 3 Z 1 

und 2 NSchG leis ten, is t in jeder Nachts chicht jedenfalls 

eine Kurzpaus e von mindes tens 10 Minuten zu gewähren. 

Das gleiche gilt s inngemäß für Arbeitnehmer, die Schwer

arbeit gemäß Art. VII Abs . 5 oder 6 NSchG leis ten." 

2. § 11 Abs . 8 lautet: 

"(8) Kurzpaus en im Sinne der Abs . 3 und 5 s owie Ruhe

paus en im Sinne des Abs . 7 gelten als Arbeits zeit. " 

3 .  § 11 Abs . 9 lautet: 

"(9) Der Arbeitgeber hat das Arbeits ins pektorat unter 

Ans chluß eines Schichtplanes von der Einführung der 

durchlaufenden mehrs chichtigen Arbeits weis e s owie von 
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der ers tmaligen H eranziehung von Arbeitnehmern zu Arbeiten 

im Sinne des Art. VII Abs . 2 oder 3 NSchG binnen 14 

Tagen zu vers tändigen. 11 

4. § 11 Abs . 10 entf ällt, die Abs . 11 und 12 erhalten die 

Bezeichnung Abs . 10 und 11. 

Artikel IV 

Das Bundes ges etz betreff end die Arbeitsverf ass ung, BGBI. Nr . 

22/1974, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. '1lcSt '1 \ 1\ '1.R� I 

wird geändert wie f olgt: 

1 .  § 97 Abs . 1 Z 6a lautet: 

"6a. Maß nahmen zur Verhinderung, Bes eitigung, Milderung 

oder zum Aus gleich von Belas tungen der Arbeitnehmer 

dur ch Nachts chichtarbeit, Schwer arbeit im Sinne des 

Ar t. VII Abs . 5 oder 6 NSchG oder Nachts chicht- Schwer 

ar beit, eins chließ lich der Ver hütung von Unf ällen 

und Berufs krankheiten. " 

2. § 10 5 Abs . 3 Z 2 2. Abs atz lautet: 

.. Ums tände gemäß lit. a, die ihre Urs ache in einer lang

jähr igen Bes chäf tigung als Nachts chicht- Schwer arbeiter 

(Art. VII Abs . 2 oder 3 NSchG ) oder Schwerar beiter 

(Art. VII Abs . 5 oder 6 NSchG ) haben, dürf en zur Recht

f ertigung der Kündigung nicht herangezogen werden, wenn 

der Arbeitnehmer ohne erheblichen Schaden f ür den Betrieb 

weiterbes chäf tigt werden kann. " 
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Artikel V 

Behördenzu ständigkeit 

(1) Die nach diesem Bu ndesgesetz den Arbeitsinspekto

raten zu stehenden Auf gaben u nd Befu gnisse sind in 

den vom Wirku ngsbereich der Arbeitsinspektion 

au sgenommenen Betrieben von den zu r Wahru ng des 

Arbeitnehmerschu tzes sonst beruf enen Behörden 

wahrzu nehmen. 

(2) Uber Berufu ngen gegen Bescheide der Arbeitsin

spektorate entscheidet der Bu ndesminister f ür 

soziale Verwaltu ng, soweit es sich u m  Bescheide 

einer Berghau ptmannschaf t handelt, der Bu ndes

minister f ür Handel, G ewerbe u nd Indu strie. 

(3) Die den Arbeitsinspektoraten nach diesem Bu ndes

gesetz zu stehenden Auf gaben u nd Befu gnisse, die 

sich über den Wirku ngsbereich eines Arbeitsin

spektorates hinau s erstrecken, sind vom Bu ndes

minister f ür soziale Verwaltu ng, die sich über 

den Wirku ngsbereich einer Berghau ptmannschaf t 

hinau s erstrecken, vom Bu ndesminister f ür Handel, 

G ewerbe u nd Indu strie wahrzu nehmen. 

Artikel VI 

Ubergangsbestimmu ngen 

(1) Neu entstehende Ansprüche auf Zu satzu rlau b bestehen 

erstmals f ür jenes Arbeitsjahr, in das der 

. . . . . . . .. f äll t. 
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( 2) Die ers tmalig e  Meldung von Pers onen, die am . . . . . .  . 

. . . . . . . . .  als Vers icherte g emeldet s ind und Tätig 

keiten im Sinne des Art. VII Abs . 2, 3 ,  5 oder 6 

aus üben, is t bis . . . . . . . . . . . . . . . . . .  zu ers tatten. 

( 3) Art. XIII Abs . 6 gilt f ür die auf G rund dies es 

Bundes ges etzes neu einbezog enen Tätigkeiten mit 

der Maß gabe, daß ans telle des Zei tpunl<tes "1. Juli 

198111 der Tag des Inkraf ttretens dies es Bundes ge

s etzes gilt. 

(4 ) Verordnung en auf G rund dies es Bundes ges etzes können 

vor Inkraf ttreten dies es Bundes ges etzes erlass en 

werden. Sie treten jedoch ers t mit Inkraf ttreten 

dies es Bundes ges etzes in Kraf t. 

Artikel VII 

Inkraf ttreten und Vollziehung 

(1) Dies es Bundes ges etz tritt am . . . . . . . . . . . .  ln Kraf t. 

(2) Die Vollziehung dies es Bundesg es etzes richtet s ich 

nach Art. XV NSchG . 
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Vorblatt 

Problem u nd Ziel: 

Vom NSchG bisher nicht erfaß te Arbeitnehmergru ppen, deren 

ArQeit der vom G esetz erfaß ten gleichwertig ist, sollen in 

den G eltu ngsbereich au fgenommen werden, wo bei in einigen 

Fällen vom Erfo rdernis der vo llko ntinu ierlichen Tätigkeit 

wegen der besonderen Arbeitserschwernisse abgegangen wird. 

Inhalt: 

Der Entwu rf senkt die Zahl der erforderlichen Nachtschichten 

für den Anspru ch au f Zu sat zu rlau b. Für in nicht vollko nti

nu ierlichen Betrieben beschäftigte Arbeitnehmer im Sto llen

u nd Tu nnelbau bzw. im Bergbau u nter Tage so wie bei den du rch 

Verordnu ng gern. Art. VII Abs. 6 den Nachtschichtschwerarbeit

nehmern gleichgestellten Arbeitnehmer wird eine bestimmte 

Anzahl von Arbeitstagen für den Anspru chserwerb festgelegt. 

Die Kriterien der Schwerarbeit des Art. VII werden weiter 

gefaß t u nd die Mehrfachbelastu ng berücksichtigt. Weiters 

wird das Verwaltu ngsverfahren gern. ASVG verkürzt u nd eine 

Anpassu ng an das Arbei ts- u nd SOzialgerichtsgesetz vorgenomnen. 

Al ternativen: Keine 

Kosten: 

Bei einem derzeit geltenden Beitragssatz vo n 2, 5 v.H. ent

stehen für den Bu nd keine Kosten. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Allgemeiner Teil: 

Seit Inkraf ttreten des Nachts chicht- Schwerarbeits ges etzes 

am 1. Juli 1981 wurde immer wieder von s eiten der Arbeit

nehmer darauf hingewies en, daß der vom G es etz erf aß te 

Pers onenkreis nicht den Vors tellungen ents pricht, die in 

das G es etz ges etzt wurden. Viele vom G es etz nicht erf aß te 

Arbeitnehmergruppen, deren Arbeits bedingungen jenen der 

unter das G es etz f allenden gleichwertig s ind, haben die 

Einbeziehung in das G es etz gef ordert. Hiebei handelte es 

s ich einers eits um Arbeitnehmergruppen, deren Arbeits zeit

einteilung dem Sys tem des NSchG ents pricht, anders eits um 

G ruppen, deren Arbeit unter s ehr ers chwerenden Bedingungen 

geleis tet wird, die aber nicht in einem vollkontinuierlichen 

Nachts chichtbetrieb arbeiten. Ins bes ondere wurde die Auf 

nahme jener Arbeitnehmergruppen reklamiert, die Arbeit 

unter zwei oder mehreren ers chwerenden Bedingungen leis ten, 

wobei die in Art. VII Abs . 2 Z 2 bis 8 angef ührten Voraus 

s etzungen bzw. Meß werte geringf ügig unters chritten werden, 

deren Zus ammentreff en aber die Belas tung der Arbeitnehmer 

wes entlich vers tärkt. 

Der vorliegende Entwurf vers ucht, den berechtigten Anliegen 

ins of ern Rechnung zu tragen, als die Mehrf achbelas tung bei 

Beurteilung der Schwerarbeit Berücks ichtigung f inden s oll. 

Weiters werden einige Arbeitnehmergruppen wie die Berg

arbeiter, die über Tage in 3 Schichten arbeiten, und die 

Arbeitnehmer an Bohranlagen neu einbezogen. Es wird auch 

eine den modernen Meß techniken ents prechende neue Formu

lierung der Hitzebelas tung in den Entwurf auf genommen. 

Arbeitnehmer im Bergbau unter Tage, im Stollen- und Tunnel

bau s owie f euerungs technis che Spezialarbeiter arbeiten zwar 
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nicht im 3- Schichtbetr ieb, aufgr und der Schwer e der Ar beit 

sind sie jedoch den im vollkontinuier lichen Betr ieb 

Ar beitenden gleichzustellen. 

Da diese Arbeitnehmer gr uppen in der Regel keine Nachtschichten 

leisten oder ihr e Tätigkeit währ end der Nachtzeit dur ch 

einige Zeit unter br ochen wir d, muß te für die Anza hl der 

geleisteten Dienste eine Zahl von Ar beitsta gen gefunden 

wer den, die mehr als dem Dr eifa chen der zu leistenden Na cht

schichten entspr icht. Die Ober gr enze dieser Za hl er gibt sich 

a us folgender Ber echnung: 

365 Ka lender tage 

13 Feier tage 

- 104 fr eie Tage (Wochenende) 

30 Tage Ur la ub 

- 147 = 218 Ar beitsta ge 

Bei einem 6-Wochenur la ub ver bleiben 212 Ar beitsta ge. 

Aus den o. a :  Gr ünden wur de für die Anza hl der zu leistenden 

Ar beitsta ge mit Schwerar beit die Za hl 180 gewählt, um gewisse 

Zeiten von Dienstver hinder ungen einkalkulier en zu können. 

Uber dies soll es in Hinkunft möglich sein, dur ch Veror dnung 

weiter e Ar beiten, die eine a uß er gewöhnliche kör per liche Be

la stung mit sich br ingen, der Na chtschicht- Schwerar beit 

gleichzusetzen. 

Na ch den von den Ar beitsinspektionen gepflogenen Er hebungen wer den 

infolge 

Senkung der Lär mgr enze 

Änder ung der Hitzedefinition 

Mehr fa chbela stungen 

Stollen- und Tunnelbau in nicht voll
teilkontinuier licher Ar beitsweise 

neu in das G esetz einbezogen. 

oder 

9. 035 Ar beitnehmer 

3. 725 Ar beitnehmer 

2. 525 Ar beitnehmer 

500 Ar beitnehmer 

15. 785 Ar beitnehmer 
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Bereits im Jahre 1985 war ein leichtes Absinken der Zahl der 

Sonderruhegeld-Bezieher zu verzeichnen, das aus den ver

minderten Zugängen schwächer besetzter Jahrgänge resultierte. 

Dieser Abschwächung des Kostenaufwandes für die Leistungs

empfänger stand eine gleichbleibende bzw. leicht steigende Zahl 

von Versicherten nach dem NSchG und somit der Nachtschicht

Schwerarbeiter-Beiträge gegenüber, sodaß im Jahre 1985 die 

Beitragseinnahmen mit 90, 5 Mio. S den Kostenaufwand von 

89, 7 Mio. S erstmalig überschritten. Ab dem Jahre 1988 wäre eine 

verstärkte Abnahme der Zahl der Sonderruhegeld-Bezieher durch 

die einsetzende Altersstaffelung bei der Inanspruchnahme zu 

erwarten; im Hinblick auf die Aufhebung der Hinaufsetzung des 

Anfallsalters wird dieser Effekt jedoch nicht eintreten, sodaß 

dadurch nur eine sehr geringfügige Abnahme der derzeitigen 

Relation von Sonderruhegeld-Beziehern zu nach dem NSchG Ver

sicherten abzusehen ist. Eine vorsichtige Schätzung unter Zu

grundelegung dieser Annahmen läß t vermuten, daß jener voraus

sichtlich rund 15. 800 Versicherte umfassenden Personengruppe, 

die durch die Neufassung des Art. VII zusätzlich erfaß t wird, 

ca. 450 Bezieher von Sonderruhegeld pro Jahr gegenüberstehen 

werden. Bei einem derzeit geltenden Beitragssatz von 2, 5 % 

würde dies Beitragseinnahmen von 122 Mio. S bzw. Kostenauf

wendungen von 105 Mio. S im Jahre 1987 entsprechen. Dies würde 

zwar im Jahre 1987 zu Mehreinnahmen des Bundes von rund 

17 Mio.S führen, es ist jedoch auf die Finanziellen Erläuterun

gen zu Art. XI der Stammfassung des NSchG zu verweisen, in denen 

ausdrücklich die Absicht begründet wurde, die Beteiligung des 

Bundes mit einem Viertel der Aufwendungen für die Leistungen 

nach dem NSchG festzulegen , bzw. den Dienstgeber nicht mit 

einem Mehr an Beiträgen zu belasten als notwendig ist, um 75 % 

des Aufwandes zu decken. Unter dieser Voraussetzung werden 

daher die Mehraufwendungen des Bundes für den genannten Per

sonenkreis im Jahre 1987 rund 25 Mio. S betragen; durch den 

Wegfall einer Staffelung des Anfallsalters bei der Inanspruch

nahme des Sonderruhegeldes - und bei dauernder Beibehaltung der 

Beteiligung des Bundes in der Höhe von 25 % des Aufwandes - werden 

diese Mehrkosten in der genannten G röß enordnung jährlich auf Dauer 

entstehen. 
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Besonderer Teil 

zu Artikel I NSchG 

Aus G ründen der leichteren L esba rkeit und Ü bersichtlichkeit 

wurden in den G esetzestext a uch nicht novellierte Bestim m ungen 
a ufgenom m en. 

Zu Z 1 ( Art. VII): 

Zu lit a ) Abs. 1 :  Die Ä nderung des Zita tes ist bedingt durch 

die Um num erierung der Absätze des Art. VII. 
.. . � . ' 

Abs. 2: 

Z 1: Art. VII Abs. 2 Z 1 erfa ß t  derzeit Arbeiten in Berg

ba ubetrieben a usschließ lich oder überwiegend unter Ta ge. 

Nunm ehr erfolgt eine Ausdehnung a uf a lle Tätigkeiten in 

Bergba ubetrieben gem äß der Anla ge 9 .zum ASVG . Da durch 

werden a uch Arbeiten in Ta gba ubetrieben in G ebirgsla gen 

und im Bra unkohlenbergba u erfa ß t. 

Auß erdem werden Arbeiten a n  Bohra nla gen einbezogen. 

Diese Tätigkeiten a n  Bohrtürm en und deren Antriebs

a nla gen sind m it einer Reihe von Erschwernissen ver

bunden, z. B. L ärm , extrem e Witterungseinflüsse, schwere 

körperliche Arbeit, besondere Konzentra tion. 

Z 2: Da s Kriterium der besonders bela stenden Hitze in 

Art. VII Abs. 2 Z 2 wird neu gefa ß t. Durch eine 

differenzierte Berücksichtigung verschiedener Klima 

zustände sollen m öglichst a lle Bela stungskom ponenten 

des Ra um klima s erfa ß t  werden. 

Z 3: geltendes Recht 
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Z 4 :  Die Lär mgr enze des Ar t. VII Abs. 2 Z 4 wir d auf 

85 dB (A) her abgesetzt. Dieser Schallpegelwer t war 

bisher ber eits für den Zusatzur laub und die Kur z

pausen maß gebend. Eine gener elle Her absetzung auf 

85 dB (A) er scheint aus ar beitsmedizinischer Sicht 

ger echtfer tigt, da ab diesem Wer t die Lär mbelästigung 

zu Hör schädigungen führ en kann (siehe auch § §  17 und 

51 der Allgemeinen Ar beitnehmer schutzver or dnung) . 

Z 5: Das Kr iter ium des Ar t. VII Abs. 2 Z 5 (gesundheits

gefähr dende Er schütter ung) wir d ebenfalls neu ge-

faß t. Zur Beur teilung, ob Er schütter ungen gesundheits

gefähr dend sind, kann der sogenannte K-Wer t (bewer tete 

Schwingstär ke) her angezogen wer den. Diesem K-Wer t ist 

eine maximal zulässige Einwir kungszeit zuzuor dnen. 

Dur ch Ver or dnung des Bundesminister s für soziale Ver 

waltung sollen die dem K-Wer t jeweils zugeor dneten Ein

wir kungszeiten festgesetzt wer den. Der Ver or dnungser 

mächtigung ist gegenüber einer detaillier ten Regelung 

im G esetz der Vor zug zu geben, weil dur ch Ver or dnung 

die entspr echenden Wer te leichter dem jeweiligen Stand 

der ar beitsmedizinischen Er kenntnisse angepaß t wer den 

können. 

Z 6 bis 8: geltendes Recht 

Abs. 3: 

Dur ch den neuen Ar t. VII Abs. 3 sollen kumulativ auftr etende 

Er schwer nisse ber ücksichtigt wer den, die für sich allein je

weils unter der vom G esetz gezogenen G r enze liegen, insgesamt 

jedoch eine zumindest gleich star ke Belastung dar stellen. 

Eine gener elle Festsetzung von Meß wer ten bzw. von Pr ozent-
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sätzen für die Unter schr eit ung der Werte bei einzelnen 

Ar beitsbedingungen des Abs . 2 Z 2 bis 8 ist nicht m öglich, 

da nicht a lle in der Pra xis a uftr et enden Kom bina tionen 

er fa ß t  und ger egelt wer den können. 

Es ist da her a uf die gesundheitsgefähr dende G esa m tbela stung 

dur ch m ehr er e  gr enzwer tige (die Meß wer te des Abs. 2 ger ing 

unter schr eitende) Bela stungen oder dur ch schwer e kör per 

liche Ar beit bei gr enzwer tiger Bela stung a bzustellen. 

Diese Mehr fa chbela stungen sollen jeweils im Einzelfa ll ge

pr üft wer den. (Siehe a uch die Er läuter ungen zu Ar t. XII 

Abs. 3 NSchG und Ar t. V dieses Bundesgesetzes) 

Abs. 4 :  

geltendes Recht (Abs. 3)  

Abs. 5: 

Ar beitnehm er in Ber gba ubetr ieben unter Ta ge sind vor a llem 

dur ch schlechte Beleuchtung, Hitze, Sta ubentwicklung, L uft

feuchtigkeit, Dr uckunter schiede und Atem schwier igkeiten be

la stet. Auch die Stollen- und Tunnelbauar beiter sind Ein

wir kungen von Sta ub, Lär m und Feuchtigkeit sowie Ga s- und 

Pulver däm pfen und Er schütter ungen a usgesetzt. Die feuer ungs

technischen Ba uar beiter ar beiten unter schwer sten Bedingungen 

(gr oß e  Hitze, Ver setzen von schwer en Steinen, ,in engen 

Schächten etc.). Da diese' Ar beite� sowie die Ar b�it im Ber g

ba u unter Ta ge und im Stollen- und Tunnelba u nicht in jedem 

Fa ll vollkontinuier lich dur chgeführ t wird, die Ar beitnehm er 

a nder seits besonder s er schwer enden Ar beitsbedingungen unter 

liegen, wir d, eine G leichstellung m it der ,Na chtschicht

Schwerar beit für diese Ber eiche vor genom m en. 
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FU r die Abgrenzung der fe u eru ngstechnischen Arbeiten 

wurde der Weg der Verordnungsermächtigu ng gewählt, u m  

bei geänderten Arbeitsbedingu ngen rascher Anpassu ngen 

vornehmen zu können. 

Abs. 6: 

Diese Verordnungsermächtigung soll es kurzfristig ermög

lichen , besonders belastende Arbeiten, die die in Abs. 2 

geforderten Voraussetzungen bei weitem übersteigen, jedoch 

nicht deren Dauer erreichen oder sonstige Arbeiten, die bisher nicht 

berücksichtigt wurden, dem NSchG zu unterstellen, auch wenn 

nicht regelmäß ig Nachtschichten geleistet werden und diese 

Arbeiten nicht regelmäß ig anfallen. 

Zu Z 2, 3 und 5 (Art. VIII, IX und XI) : 

Die Ä nderungen in Art. VIII, IX und XI beinhalten Er

gänzungen des geltenden Rechts hinsichtlich der Schwerar

beit nach Art. VIII Abs. 5 und 6 sowie der Mehrfachbelastung 

nach Art. VIII Abs. 3. 

Zu Z 4 (Art. X): 

Die Altersstaffelung gemäß Art. X Abs. 2 NSchG soll ent

fallen. Das derzeitige Anfallsalter für das Sonderruhegeld 

von 57 Jahren für Männer und 52 Jahren für Frauen wird be

lassen. 

Aus finanzieller Sicht ist hiezu folgendes zu bemerken: 

Die derzeit vorgesehene Altersstaffelung würde ab dem 

Jahr 1988 eine Ausgabenminderung bringen. Bei Wegfall der 

Altersstaffelung würde diese Verminderung zwar nicht 

eintreten, andererseits wäre aber auch mit keiner Erhöhung 

der Ausgaben zu rechnen. 
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Zu Z 6 (Art. XII ): 

Zu Abs. 1 und 2: 

- 8 -

Von seiten der gesetzlichen beruflichen Vertretung der 

Arbeitnehmer wurde wiederholt darauf hingewiesen, daß 

das Verfahren zur Feststellung der Voraussetzungen nach 

Art. VII Abs. 2 zu lange dauere und deshalb die Forderung 

erhoben, das Verfahren zu straffen. 

G emäß Art. XII Abs. 1 NSchG sind Streitigkeiten darüber, 

ob Nachtschicht-Schwerarbeit im Sinne des Art. VII Abs. 2 

vorliegt, über Beginn und Ende der Nachtschicht- Schwer

arbeit sowie den Nachtschicht-Schwerarbeiterbeitrag 

Verwaltungssachen im Sinne des § 409 ASVG . In diesen Fällen 

ist sohin gegen den Bescheid des zuständigen Krankenver

sicherungsträgers Einspruch binnen einem Monat an den 

L andeshauptmann möglich. Soweit das Vorliegen der Voraus-. 

setzungen nach Art. VII Abs. 2 NSchG sowie der Beginn 

und das Ende der Nachtschicht-Schwerarbeit betroffen ist, 

steht gegen den Bescheid des L andeshauptmannes Berufung 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung zu. 

Um die angeregte Straffung des Verfahrens zu erreichen, 

wird vorgesehen, den Instanzenzug generell - also auch 

in Beitragsangelegenheiten - direkt vom Krankenversicherungs

träger zum Bundesminister für soziale Verwaltung gehen zu 

lassen. 

Den Instanzenzug nur bei Streitigkeiten über das Vorliegen 

der Voraussetzungen nach Art. VII Abs. 2, 5 oder Abs. 6 neu 

zu regeln und in den übrigen Fällen (Beginn und Ende der 

Nachtschicht-Schwerarbeit bzw. der gleichgestellten Arbeiten 

und Nachtschicht- Schwerarbeiter-Beitrag) die derzeitige 

Regelung beizubehalten, würde nach Auffassung des Bundes-
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ministeriums für soziale Verwaltung eine zu groß e Auf

splitterung des Verfahrens mit sich bringen. 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist zu dieser L ösung 

folgendes zu sagen: 

Da Angelegenheiten des "Sozialver sicher ungswesens" und 

des "Arbeitsrechtes", zu denen auch die Angelegenheiten des 

Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes gehören, grundsätzlich 

gemäß Art. 102 Abs. 2 B-VG unmittelbar von Bundesbehörden 

versehen werden dürfen, liegt es im Spielraum des ein

fachen G esetzgebers, in dieser Materie den Instanzenzug 

an den L andeshauptmann dur ch den Instanzenzug an den Bundes

minister für soz�al�Ver waltungizu ersetzen. 

Ebenfalls der Beschleunigung des Ver fahr ens dient der Vor 

schlag, daß der Ber ufung in Hinkunft gr undsätzlich keine 

aufschiebende Wirkung zukommen soll. Unter bestimmten 

Voraussetzungen soll ihr jedoch aufschiebende Wir kung 

zuer kannt werden können, wobei die vor geschlagene Regelung 

den der zeit in G eltung stehenden Bestimmungen über den 

Einspr uch (§ 412 Abs. 2 ASVG ) entspr icht. 

Die Frage, ob Mehr fachbelastungen vorliegen, stellt keine 

Ver waltungssache i. S. des ASVG dar. Sie ist nicht von den 

Krankenversicherungsträgern sondern von der Arbeitsin

spektion zu prüfen. 

Zu Abs. 3 :  

Im Hinblick darauf, daß am 1 .  Jänner 1987 das Arbeits- und 

Sozialgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 104/1985, in Kraft treten 

wird, bietet es sich an, den Vorfragentatbestand des 

Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetzes an die einschlägigen 

Bestimmungen des Ar beits- und Sozialgerichtsgesetzes anzu

passen. 
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Wie schon bisher soll in einem Verfahren über Leistungs

sachen nicht über das Vorliegen der Voraussetzungen des 

Art. VII Abs. 2, 3, 5 und 6 als Vorfrage entschieden werden 

dürfen. Das Verfahren ist in einem solchen Fall vom Ver-. 

sicherungsträger oder G ericht zu unterbrechen. Dem 

Rekurs gegen den Unterbrechungsbeschluß soll keine auf

schiebende Wirkung zuerkannt werden können. § 7 4  Abs. 2 

des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes soll sinngemäß 

a nzuwenden sein. Das heiß t, daß insbesondere die Be

stimmungen über die vorläufige Leistung nunmehr Anwendung 

finden sollen. Zur Prüfung des Vorliegens der Voraus

setzungen na ch Art. VII Abs. 3 ist die Arbeitsinspektion 

züständig. Örtlich zu ständig ist jenes Arbeitsinspektorat, 

in dessen Aufsichtsbezirk der Betrieb liegt (Verordnung 

des BM für soziale Verwaltung vom 18.3. 1950 , BGBl. Nr. 80 

i. d. F. der Verordnungen BGBl. Nr. 54/1950 , BGBl. Nr. 256/ 

1954 , BGBl. Nr. 107 /1956 und BGBl. Nr. 422/197 0).  Die Zu

ständigkeit des jeweiligen Arbeitsinspektorates, die sich 

na ch dem Sta ndort des Betriebes richtet, bleibt auch nach 

dem Ausscheiden des Arbeitnehmers a us dem Betrieb be

stehen. 

Anha nd der in den Arbeitsinspektora ten a ufliegenden Unter

la gen (Inspektionsbögen, Unterla gen des Arbeitsinspektions

a rztes etc. ) können in der Regel a uch rückwirkend Aus

sa gen über da s Vorliegen bestimmter Bela stungen getroffen 

werden. Verrichtet der Arbeitnehmer zwar eine andere Tätig

keit, ist der zuvor von ihm besetzte Arbeitspla tz jedoch 

noch vorhanden, bestehen keine Schwierigkeiten, seine ehe

ma ligen Bela stungen festzustellen, da neuerliche Messungen 

vorgenommen werden können. Selbst dann, wenn ein Betrieb 

nicht mehr existiert, werden die wesentlichen Unterlagen 

in den Arbeitsinspektoraten durch mindestens fünf Jahre 

aufbewahrt, so daß unter Umständen auch bei Betrieben, die 

bereits längere Zeit eingestellt sind, noch verläß liche 

Aussagen getroffen werden können. 
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Zu Abs. 4: 

Wie im Fall der Feststellung von Versicherungszeiten gemäß 

§ 247 ASVG soll auch die Feststellung der Voraussetzung 

gemäß Art. X Abs. 1 Z 1 NSchG ausdrücklich zu einer 

Leistungssache erklärt werden. 

Der zuständige Pensionsversicherungsträger wird über die 

Feststellung einen Bescheid zu erlassen haben. 

Auch für dieses Verfahren wird Art. XII Abs. 3 NSchG ent

sprechend anzuwenden sein. 

Zu Abs. 5: 

Mit dieser Regelung wird im Sinne des § 76 Abs. 1 AVG 1950 

bestimmt, daß die bei Amtshandlungen entstehenden Baraus

lagen von Amts wegen zu tragen sind. 

Zu Z 7 ( Art. XIII) : 

In Abs. 4 werden die Zitate entsprechend der Umnumerierung 

in Art. 111 geändert. 

Zu Abs. 6: 

Das Oberlandesgericht Wien hat mit Beschluß vorn 

20. Jänner 198 6, Zl. 31 R 261/8 5, entschieden, daß das 

Schiedsgericht die Frage, ob Zeiten der Nachtschicht

Schwerarbeit vor dem Inkrafttreten des NSchG vorliegen, 

in seinem eigenen Wirkungsbereich zu erheben und fest

zustellen habe. Es sei daher unzulässig, das Verfahren 

unter Berufung auf Art. XII Abs. 3 NSchG zu unterbrechen, 

damit der Krankenversicherungsträger das Vorliegen von 

Schwer- oder Nachtschichtarbeit prüft. 
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Es ist jedoch sachlich nicht zu rechtfertigen, daß für 

Zeiten der Nachtschicht-Schwerarbeit, die nach dem 

1. Juli 1981 liegen, ein Verfahren zur Anwendung gelangt, 

über das ausschließ lich Verwaltungsbehörden befinden, über 

vor dem 1. Juli 1981 gelegene Zeiten der Nachtschicht

Schwerarbeit hingegen G erichte zu entscheiden haben. Darüber 

hinaus bestünde bei einer solchen Konstruktion die G efahr, 

daß bei gleichgelagerten Sachverhalten widersprüchliche 

Entscheidungen ergingen. 

Im Rahmen der vorgeschlagenen Neufassung des Art. XIII 

Abs. 6 soll daher eine eindeutige und einheitliche Regelung 

dahingehend getroffen werden, daß auch bei vor dem 

1.  Juli 1981 gelegenen Zeiten nicht im Verfahren in Leistungs

sachen über die Frage des Vorliegens von Nachtschicht- Schwer

arbeit entschieden werden darf, sondern § 74 Abs. 2 ASG G 

sinngemäß anzuwenden ist. 

So wie nach geltendem Recht soll, wenn das Vorliegen be

stimmter Arbeitsbedingungen vor dem 1. Juli 1981 nicht 

mehr durch unmittelbare Wahrnehmungen festgestellt werden 

kann, auf entsprechende Nachweise und Angaben des Dienst

gebers, der Betriebsvertretung oder des Arbeitsinspektorates 

Bedacht zu nehmen sein. 

Zu Artikel II (Urlaubsgesetz): 

G egenüber dem geltenden Recht wird die für den Anspruch 

auf Zusatzurlaub erforderliche Anzahl von Nachtschichten 

herabgesetzt. Eine solche Herabsetzung wurde vielfach ge

fordert, weil die Arbeitnehmer trotz Schwerarbeit infolge 

Änderung der Schichtpläne oder Erkrankung die geforderte 

Zahl von Nachtschichten nicht erreichen. Es wird daher 

eine Verringerung um 4 Nachtdienste vorgenommen. 
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Darüber hinaus wird nunmehr der Anspruch auf Zusatzurlaub 

auch für weitere Tätigkeiten unter erschwerenden Arbeits

bedingungen erworben. Dies ergibt sich aus dem Verweis auf 

Art. VII Abs. 2, 3 und 6 .  Die Verweise auf Art. VII Abs. 2 

und 3 beziehen sich - auch bezüglich der schon bisher 

geltenden Zitierung des Art. VII Abs. 2 - lediglich auf 

die erschwerenden Arbei tsbedin&ungen gemäß Art. VII Abs. 2 und 3, 

nicht aber auf das in Art. VII Abs. 4 (bisher Abs. 3) ge

forderte Merkmal des "Nachtschichtbetriebes". 

Aus.G rÜnden der Übersichtlichkeit wurden auch nicht 

novellierte Bestimmungen aufgenommen. 

Abs. 1: 

§ 10a Abs. 8 (nunmehr Abs. 10) sieht eine Abfindung des 

Zusatzurlaubes bei Kündigung durch den Arbeitgeber vor, 

wenn der Arbeitnehmer im Arbeitsjahr bereits 30 Nacht

schichten im Sinne des Abs. 1 geleistet hat. Es wurde als 

unbillig empfunden, daß während des aufrechten Arbeits

verhältnisses eine Aliquotierung des Zusatzurlaubes nicht 

erfolgt, obwohl der Arbeitnehmer bereits eine groß e 

Anzahl von Nachtschichten bzw. Schwerarbeitstagen geleistet 

hat. Um diesem Wunsch Rechnung zu tragen, geht der Entwurf 

von einem G rundanspruch in der halben Dauer des bisher 

zustehenden Urlaubsanspruches bei Leistung von 28 Nacht

schichten oder 90 Arbeitstagen im Bergbau unter Tage und 

im Stollen- und Tunnelbau aus. 

Abs. 2: 

Abs. 2 regelt den G rundanspruch auf Zusatzurlaub wie bereits 

zu Abs. 1 ausgeführt. Im übrigen entspricht Abs. 2 dem 

geltenden Recht, wobei die Anzahl der zu leistenden Nacht

schichten um 4 Nachtschichten verringert wird. 
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Abs. 3: 

Durch Abs. 3 wird die "Vordienstzeitenstaffelung" des 

Zusatzurlaubes unabhängig davon gewährleistet, ob in 

diesen 5 bzw. 15 Jahren nur der G rundanspruch (1 Werk

tag) oder der erhöhte Anspruch an Zusatzurlaub gebührt 

hat. 

Weiters gewährleistet die Formulierung des Abs. 3 ,  daß 

für das jeweils laufende Arbeitsjahr das Ausmaß der Be

lastung (28 oder 56 Nachtschichten bzw. 90 oder 180 Tage) 

Berücksichtigung findet. 

Abs. 4 :  

Arbeitnehmern, die bereits 20 Jahre unter erschwerenden 

Arbeitsbedingungen gemäß Art. VII NSchG gearbeitet haben, 

soll der Anspruch auf Zusatzurlaub im bisherigen Ausmaß 

auch dann gewahrt bleiben, wenn sie diese Schwerarbeit 

aus G esundheitsgründen nicht mehr leisten können, Sonder

ruhegeld aber mangels des Anfallsalters noch nicht bean

spruchen können. 

Durch Abs. 4 soll nur ein schon bestehender Anspruch auf 

Zusatzurlaub, und zwar in dem zuletzt zustehenden Ausmaß 

erhalten bleiben, auch wenn innerhalb der 20 Jahre das 

Ausmaß des Zusatzurlaubes variiert hat. Keinesfalls wäre 

es gerechtfertigt, einem Arbeitnehmer, der vor Eintritt der 

Voraussetzungen nach Abs. 4 nur einen Anspruch auf Zusatz

urlaub von 3 Werktagen gehabt hätte, nunmehr einen solchen 

von 6 Werktagen einzuräumen. 

Abs. 6 entspricht dem geltenden Recht 

(Abs. 3) . 
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Abs. 7 bis 10 entsprechen dem geltenden Recht ( Abs. 4 

bis 7) erweitert um die Arbeiten gern. Abs. 1 Z 2. 

Abs. 11: 

Diese Regelung entspricht im wesentlichen dem geltenden 

Recht. Im Hinblick darauf, daß der G rundanspruch auf den 

Zusatzurlaub in der neuen Fassung mit 1 Werktag festge

setzt wurde, führt eine solche Regelung zur Abfindung für 

1/2 bis 1 1/2 Tage. 

Zu Artikel 111 ( Arbeitszeitgesetz) : 

Zu Z 1: 

Abs. 5: beinhaltet die Einbeziehung der Schwerarbeit gemäß 

Art. VII Abs. 5 oder 6 in die bereits geltende Kurzpausen

regelung. 

Zu Z 2: 

Abs. 8: Ruhepausen im Sinne des Abs. 7 werden durch die 

Arbeitsinspektion bei besonderer Beanspruchung zur Ab

wendung einer gesundheitlichen Schädigung angeordnet. Diese 

zusätzlichen Pausen sollen die Arbeitserschwernisse aus-
'

gleichen. Sie sollen nunmehr zur G änze in die Arbeitszeit 

eingerechnet werden, da andernfalls die Anordnung zusätz

licher Ruhepausen zu einer Verlängerung der Anwesenheits

pflicht des Arbeitnehmers im Betrieb führt, was mit dem 

Zweck dieser Pausen nicht vereinbar erscheint. 
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Zu Z 3: 

Abs. 9: § 1 1  Abs. 1 0  (alt ) w urde durch Art . 1 1 1  NSchG neu 

gefaß t . Die Zit ierung des Abs. 3 beruht auf einem R edakt ions

versehen, beabsichtigt w ar eine Meldepflicht bei Heranziehung 

von Arbeit nehmern zu Nacht schicht - Schwerarbeit, nicht jedoch 

eine Mel dung der Pausen der Schicht arbeit. 

Die bisher in Abs. 9 ent halt ene Verordnungsermächtigung 

er scheint überfl üssig, da Abs. 5 ohnehin auf die Ver

ordnungsermächtigung in Art. VII A bs. 6 NSchG verweist . 

Auch Art. 1 1  (Zusatzurlaub) verweist auf Art. VII Abs. 6 

und enthält keine Verordnungsermächtigung. 

Zu Artikel IV (Arbeit sverfassungsgeset z): 

Z 1 und 2 beinhalten die Einbeziehung der Schwerarbeit gemäß 

Art. VII Abs. 5 und 6 in geltende Regelungen. 

Zu Artikel V: 

Vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion sind Betriebe, 

die der L and- und Forstwirtschaftsinspektion, der Verkehrs

Arbeitsinspektion und der bergbehördlichen Aufsicht unt er

stehen, ausgenommen. 

Für den Bereich des NS chG bedeutet das, daß die Fest

stellung im Bereich der Mehrfachbelast ungen in Bergbau

betrieben bzw. Betrieben, die der Verkehrs-Arbeit sin

spektion u nterliegen, nicht durch di e Arbeit sinspektion, 

sondern durch die jeweils zust ändige Arbeitnehmerschut z

behörde zu erfolgen hätt e (si ehe auch Art . XV NSchG ) .  

• 
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Im Bu ndesge biet s ind se ch s  Bergh aup tmannsch af ten ( Wi en, 

K lag enfu r t, Salzburg , Gr az, L eobe n  u nd Innsbru ck) er 

r ich tet; zweite Insta nz ist der Bu ndesminister fU r H andel, 

G ewer be u nd Indu str ie als Ober st e Berg beh ör de ( u nmittel

bar e Bu ndesver waltu ng ) . 

D ie Ver kehrs-Arb eits ins pektio n is t eine Gr uppe der 

Pr äs idia ls ektio n des BMöWV, die Ub er keine terr ito r ia len 

Aus glied er ungen ver fU gt. 
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E n t w u r f 

(' j rt,..:s  nIHH1O:' !:: ��ese tzcs , m i  t dem das N.q('>h t !::1c h i c h  t - Sc hwe r-
:1. 1' 1)(' 1  t.:-_;;:.-:.:-; ... �� #: g�:ind(.! r t  w i rd 

Art i k e l  I 

Das Nac h tschich t-Schwe rarbe i tsgese tz , BGBI . N r .  3 5 4 / 1 98 1 , 
zu l e t z t  geändert durch BGBI . N r .  666/1 983, w i rd g e ände r t  w i e  fO l gt :  

1 .  A r t . V I I  w i rd geändert w i e  fo l g t : 

a )  Im 1 .  Abs atz wi rd das Z i t a t  "Ab s . 3" i m  1 .  S a t z  
durch "Ab s .  4 "  e rse tz t . 

b )  D i e  Ab s .  2 b i s  6 l auten : 

" ( 2 )  Nac h t sc h i c h t -Schwerarb e i t  l e i s t e t  j e d e n fa l l s  e i n 
Dienstnehm e r  im S i nne des Abs . l , d e r  u n t e r  e i n e r  
der folgenden Bedingungen arbe i te t :  

1 .  iLl Bergbaube trieben , wenn d i e se A rb e i t e n  a l s  
l'esen t l i c h  bergmännische o d e r  i hnen g l e i c h g e 
s t e l l te Arbe i ten gemäß d e r  An l age 9 z u m  A l l ge 
me inen S o z i alvers i c h e rungsge se t z  anzuse hen sind, oder 
im S to l l en - und Tunne l bau , 6der 

an Bohranl agen ( Bohrl ochbe rgbau ) ,  d a zu gehö ren auch Nachbohrungen ; 

2 .  bei den Organi smus b e s o n c e rs b e l a s t e n de r H i t ze . E i ne solche l i e g t  b e i  e i nem durch A rb e i ts v o rgänge verursach ten K l imazus tand vo r ,  wenn b e i  Überw i egen konvek t i ve r  WärmeÜb e r t ragung das K l ima-

g e l t e n d  e s R e c h t 

ARTIKEL " 11 
NachlsdJichlarbeit und Nadtlsdlidtt.Sdlwenrbeit (I) Nac::htsddc:htarbeit leistet ein in der Pensionsversidtcrul1( nadl dem Allcc:meincn SozfaJversh:heruncsC"esctz. nGBL Nr. 189/ 1955, pllidltvcrsJchcrter Dienstnehmer. der in einem Nachtschicht_ betrieb Im Sinne des Abs. 3 Jlach dem SdlJc:btplan innerhalb eines Kalendermonates an mindestens sechs Schimtl1rbeitstacen Im Sinne des Ahs. 3 in der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr mindestens sems Stunden arbeitet (N ... cblschicbtmonal); arbeitet der Dienst. nehmer Radt dem Schichtplan innerh.:alb eines Kalendermonates an wen1cer als sc.chs Sdtic:btarbcitstacC'n In der Zeit zwisdlen 22 Uhr und 6 Uhr znlndestens sechs Stunden. ,nt dieser Kalendermon:t als Namtscbic:htmonat, wenn der DIenstnehmer nach dem Schicht_ plan in cffuem Kalendermonat und In dem unmittelbar VonQ_ reranrenen Kalendermonat. wenicstcnll an zwiU Schicbtarbeits_ b.rcn bnv. In diesem Kalendermonat und In den Zwei unmittelbar vor:lncccanreacn Kalendermonaten weDiesteDs an . 18 Schicht .. arb�Hstal:'en In der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr mindestens sechs Stunden CurbeHet hat. Arbeitsuntcrbrec:hunren bleiben hiebei außer Betracht. solante die PClichtvc:n:lcherunc in der Pen .. sionsversJcberunc weiterbestebl. NachtscbicbtarbeU leistet der Dienstnehmer auch dann. wenn die im Kalendermonat erCorder .. 

lieben sechs Sc:hfd1tarbeUstace nur deswegen nicht erreicbt 'werden. weil dIese Arbeit nimt am Ersten des Kalendermonates be,onnen blW. 2m Letzten des Kalendermonates ceendet hat. 

(2) Nachtschicht-Schweratbclt leistet. Jedenfalls ein Dienstnehmer 

!m Sinne des Abs. 1. der unter einer der folcenden BcdlncunreQ 

a.rbcilct: 

1. In Der,baubetricbcn ausschlleßIic::b oder übcrwiecend unter 

Taec oder Im Stollen- und Tunnelbau: 

L bei den Or,anlsmus besonders belutcnder IUbe (das bt bei 

einer durch Arbeilsvorca.na:e ,·crurs:lC:hteD LuCUcmpuatur von 

30 erad Celsius bei SO " . relath'cr LuCUeuchUckcit a.m Arbeits

platz sowie bei anderen wirkunJtSt:leichen oder unrünstire:,cn 

raumklim3.llscben Verhältnissen am Arbeitsplatz), sofern die UUu

cinwirkunr rCl'clmißlI' mindestens während der halben normalen 

Arbeitszeit relcben ist; 

, 
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summenm�ß � ! nc E f f�k t i v � �mpe ra tlJr von 25 , 3 ° 

i .bf� r�::ch r�(: i t,� t llnci ... j e r  Z'! i t.nn t e l l des K 1  i mt.t.-

:·.u:� t ."lndr� s an d,fl r (�'::- :1;!:;: t ;) rb� i tsz.e i t m i ndest,!ns 

:'0 % b<: t rC'lp, t .  
bei konv a k t i v� r  W��rneübe rtragung und g l e i chze i t i ge r  

Wärme 5 t :'�h l un g sbe l as tung ab e i n e r  S t rah lungs

intensität von mehr als 50 Wat t/rn' die k o r r .  

Effektivtemperatur , best immt übe r d i e  G lobe

tempe ratu r ,  e inen We rt von 25 , 3 ° überschre i te t  

und der Zei tante i l  d i eses K l imazustandes an der 

Gesamtarbe i tsze i t  minde stens 50 % b e t rägt , sow ie 

wenn 

bei übe rwiegender Wärme s t rah lungsb e l as tung ab 

350 Watt/m' Wärme s t romdichte d e r  Zei tan t e i l  

dieser Belastung an d e r  Gesamtarb e i tsze i t  30 % ,  
ab 600 Watt/m' 2 0  % und ab 900 Watt/m' 1 0  % 

b e t rägt ; 

3 .  b e i  überwiegendem Aufen thal t i n  b egehbaren Küh l 

räumen , wenn d i e  Raumtemperatur n i edriger a l s  

-21 Grad Celsius i s t , oder wenn der Arbe i tsab l auf 

e inen s tändigen Wechsel  zwi schen solchen Kühl räumen 

und sonst igen Arbe i ts räumen e rforde r t ; 

4 .  bei andauernd starkem Lärm , sofe rn e in Scha l l pege l 

wert von 85 dB ( A l , o d e r  b e i  n i c h t  andauerndem 

Lärm , sofern e i n  w i rkungsäquivalenter Pegelwert 

übe rschri tten w i rd ; 

5 .  bei Ve rwendung von Arbei tsge räten , d i e  durch gesund

hei tsge fährdende Erschüt te rung au f den K ö rp e r  e i n

wi rken . Der Bundesmini s t e r  für sozi a l e  V e rwal tung 

hat durch Ve rordnung festzu l e gen , nach we lchen 

K r i terien eine solche Gesundhe i tsge fährdung zu be

urte i len ist ; 

.. 

3. bei ilb�nderendcm AufenthaU in beccbbaren Kühlrauftu:: ... 
wenn die Raumtemperatur nledri:rr als _ ZI Gn,d Celsius ist. 
oder' wenn der Arbeitsablauf einen ständiren \\'ccbscl zwischen 
,olchen Kühlräumen und sonsti,en Arbcilsräumen erlol'dert; 

C. bei andauernd starkem Urnt. sofern ein Sd13llpCl:elwert von 

90 dß (A). oder bei niebt andauerndem L3.rm. sofern ein wirkungs-
5.quh"alenlcr Pecclwcrt übersmriUen wird: 

5. wenn dauernd oder I'CKclmäßir überwh:ccnd .'UDcusgel':lte verwendet werden. die durch ccsundheitscefiihrdende ErseJ1üUe_ rune &ut den Körper einwirken: 
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... 

t � .  W'!rln r�R� l mäß i � I.Jnd m i ndc s t.�n3 w�ll rend de r h� l l)�n 

�j�l i chcn nn rrn� l �n A rbe i L 3 z e i l  A tcm�c hu t zgc r� tc 

� A t. �r�5ChlJ LZ- t f i l te r - ode r ßch� l :.e r�c rti tc )  ge t ragen 

'V/e rden ",us sen ; 

7 .  an ß i ldsch i rmarbei tspl ätzen ( das s i nd A rbe i t sp l ä tze . 

b e i  denen das B i l dsch i rmge rät und d i e  Datene ingabe

tas tatur sowie gegebenenfal l s  e i n  I n format ions t räge r 

e i ne funk tione l l e  Einhe i t  b i l den ) , sofe rn d i e  Arbe i t  

m i t  dem B i ldsch i rmgerät und d i e  Arbe i ts ze i t  an d i e sem 

Gerät fü r die gesamte Täti gke i t  b e s t immend s i n d ;  

8 .  bei ständi gem gesundhe i tsschäd l ichen E i nwi rken von 

inhalativen Schadstoffen . die zu e in e r  Beru fsk rankhe i t  

i m  Sinne der Anl age 1 zum A l l geme inen S o z i al vers icherungs

gesetz führen können . Durch Vero rdnung i s t  fes t zu 

s te l l e n .  b e i  we lchen Konzent rati onswe rten solcher 

Schadstoffe in der Luft am Arbe i ts p l at z  e ine gesund

hei tsschädl iche E i nw i rkung gegeben i s t . 

( 3 )  Nachtschich t-Schwerarbe i t  l e i ste t auch e i n  D i ens tnehmer 

im Sinne des Abs . 1 ,  der 

1 .  unter zwe i oder mehreren e rschwerenden Bedingungen 

( Abs . 2 Z 2 bis 8 )  arbe i te t . wob e i  d i e  in Abs . 2 

Z 2 b i s  8 ange führten Vorausse tzungen b zw .  Meßwe rte 

jewe i l s  unte rschri t ten we rden . ode r 

2 .  wenn zu e i ne r  ode r meh re ren d i e s e r  A rbe i tsbedingungen 

gern .  Z 1 noch schwere kö rpe rl iche A rbe i t  h inzu kommt , 

.. 

G. "·�nn ft'celmißiC und mindestens wShrend der 1I.1'beo taC
lichen normalc-n Arbeitneit AtemsdtullC'critc (AIemsdIUlz_, Filter. 
oder Uehällcrceräte) cctracen werden müss�a; 

,. an UUdsdtirmarbeiuplihen (das sind ArbcitspJ5lzc:. bei deaen 
du BUdsddrmcerii und die Datenclncabetastatur lowie ccC'cbcaco
raUs ein InCormaUonstricer eine funktionelle Einheit bilden). 10-
fern die Al'beit mU dem ßildschirmcel'it und die Al'beitszeit an 
diesem GerSt für die cuamte nUckeit bestimm.end sind; 

... bei ständigem Kesundheltssc:hldUdlen Einwirken Ton Inhala
liven Schadstoffen. die zu einer Berufskrankheit Im Sinne der 
Anlare 1 zum Allgemeinen Sozlah'ersicherualacesetz führen kGn
nen. Durch Verordnunc Ist festzustellen. bel welchen Konuatrz.
Uonswertcn solebel' Schadstotte In der Luft am Arbeitsplata due 
CClundhf'Ussd1idlld1e EInwirkune ceceben lsL ��� 

274/M
E

 X
V

I. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
41 von 54

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



. . .  ,.. . .  -

sofe rn d u rch d i ese Gesamtbe l astung e i ne G e sundhe i t sge 

föh rdung gegeben ist . 

D�5 A rbe i tsi n�pcktorat hat auf An t �a� durch Be�c h e i d  

festzuste l l en ,  be i we l chen l-1e h r fac h be l as tungen e i ne 

sol che Gesundhe i tsge rährdung gegeben i s t . 

( 4 )  Nachtschichtbe trieb i s t  e i n  Be trieb,  i n  dem nach e inem 

vorher restgelegten Schichtplan in vO l l - ode r t e i l 

kontinuierl i cher mehrsch ichtiger Arbe i tswe i se n i c h t  nur 

vorUbergehend oder saisonbedingt in der Ze i t  zwischen 

2 2  Uhr und 6 Uhr gearbe i te t  wi rd .  SCh ichtarbei ts tag 

i st der Ze i t raum vom Beginn der e rsten S c h i c h t  e ines 

Kalendertages bis zum Ende der l e tzten S c h ic h t ,  die an 

d iesem Kalende rtag begonnen hat . 

( 5 )  W i rd in Be rgbaubetrieben unte r Tage ode r im S to l l en- und 

Tunnelbau im S inne von Abs . 2 Z 1 nicht in vol l - ode r 

tei lkontinuierliche r Arbe i tswe ise gearbe i te t ,  so s ind 

die Arbe i tnehmer solcher B e t ri ebe jene n , die  Nac h tschicht_ 

Schwe rarbe i t  l e i sten , g l e ichzuhal ten , wenn sie an 18 Tagen 

p ro Monat mindestens 6 S tunden im Bergbau unter Tage ode r 

im S tol len- und Tunne lbau Arbe i t  l e i sten . We i te rs s i nd 

der Nachtschich t-Schwerarb e i t reuerungs technische Spezial

arbei ten im Sinne dieses Bundesgesetzes g l e i chzuhal ten ,  

wenn sie an 1 8  Tagen pro Monat mindestens 6 S tunden ge

l e i s tet werden . Der Bundesmin i s t e r  rUr soz i al e  Ve rwal tung 

hat durch Vero rdnung fes t zuste l l en , we lche Tätigkeiten a l s  

reue rungsteChni sche Spe z i a l arbe i ten anzusehen s i nd . 

Arbe i tet e i n  Arbei tnehme r i nnerhalb e i nes Kalendermonates 

an weniger als 18  Tagen , so gi l t  dies dann als anrechen

bare Zei t ,  wenn der Arbei tnehmer in d i esem Kal ende rmonat 

(3) Nacbtschicbtbetrfcb ist ein Betrieb. In dem nach einem 
vorbeI' leslcdel'ten Schicbtp'3ft in voll- odcr teilkontJnuierlicber 

mehrschic:hUcer Arbeitsweise Dieb' nur vorilber,ehend oder saison
bedlnet in der Zeit zwisc:beu Z2 Uhr und 6 Uhr cearbeitet wird. 
Sdlicblarbeitstac ist der Zeitraum. vom BerlnD der ersten Schldlt 

eines Kalendertaces bis zum Ende d�r letzten Schicht. die an 
diesem Kalendert.aC beconnca baL 
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und in d�m unm i t t e l b a r  vo rangegangenen K a l ende rmon a t  

an wen i gs tens 3 6  Ta�en m i nd� s t �n fi 6 S tunden �ZW . i fl 

d i c�cm K a l erldermonat lind i n  liell zw� i unm i t t e l b a r  vo ran -

g(:gnngenen K a l endermon a t e n  an �4 Ta�en so lche Arbe i t e n  

ge l e i s t e t  hat.  Abs . 1 vorl e tz t e r  und l e tzter Satz 

gel ten sinngemäß . 

( 6 )  Der Bunde sminister für soz iale Verwal tung kann we i t e re 

Arbe i ten , die e i ne außergewöhnl i che körpe rl iche Bean

spruchung mit sich bringen ode r bei denen D i enstnehme r 

E inwi rkungen durch Staub , schädigende Stoffe ode r 

Strah len ausge setzt sind , sowe i t  es sich n i c h t  um 

Arbe i ten im Be rgbau hande l t ,  durch Ve rordnung der Nac h t

schicht-Schwerarbe i t  gle i chse tzen.  Unter den g l e i chen 

Vo rausse tzungen kann der Bundesminister für Hande l ,  

Gewe rbe und Industrie im E inve rnehmen m i t  dem Bundes

minis ter für soziale Ve rwal tung Arbei ten im Be rgbau 

durch Verordnung der Nachtschich t-Schwerarbe i t  g l e i ch 

se tzen . "  

2 .  Artike l V I I I  wird geändert wie fol g t : 

a) Abs . 1 l autet :  

" ( 1 )  Die D i enstgeb e r  haben j eden von ihnen be schäft i gten 

D i enstnehme r ,  de r Nachtsch icht-Schwe rarbe i t  im S inne 

des Art . V I I  Abs . 2 oder 3 ode r Schwerarbe i t  im S i nne 

des Art . V I I  Abs .  5 oder 6 l e i s t e t , gesondert zu me l den . "  

b )  Abs . 2 l i t  b l aute t :  

Rb ) d i e  im § 33 Abs . 1 des Al l geme i nen Sozialversicherungs

gese tzes festgesetzte Fri s t  von 3 Tagen e rs t  nach dem 

Ende des Kalende rmonats , in dem die Nachtschicht-Schwe r
arbe i t im S inne des Art.  VI I Abs . 2 ode r 3 oder die Schwer
arbe i t  im Sinne des Art . V I I  Abs .  5 oder 6 ge l e i s t e t  
worden ist , z u  l aufen beginn t . " 

r-� . 

(4) De.r Bundesminlster für scrPale VerwaltunC' kann In Ent· 

sprcchun� eines cemeinsamcn Anlraces der in Betradll kommen

den kollektivvc:rtracs(äh1Cl:n Körperschaften der Diensteeber und 

der Dienstnehmer weitere Nacbtscbichtarbeiten. die eine außer

cewöhnliche kÖf1)erUchc Be:tnspruchune mit sieb brinetll oder bei 

denen der Dienstnehmer Einwirkuncen durch Staub. schädlccnde 

StoUe oder Strahlen :.usCesctd Ist. soweiL es sich nicht um Nacht· 

sc:hicht:lrbcitcn Im Bercbau handelt,. durch Verordnunc der N:u:bt .. 

scblcht.Schwerarbeit im Sinne des Abs. Z cleichsetzen; unter den 

clelchen VoraussclzunceD. kann der Bundesminister für lIandet. 

Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

rür sodale VcrwaltunC' Nacbtscblcbtarbeilen im Bercbau durch 

'"erordnunc der Nachtschicht.Scbwerarbcit Im Sinne des Abs. Z 

,leichsetze� 

ARTIKEL Vlll 

atelduncen 

(1) Die Diensteeber haben Jeden von ihnen beschäfUlten Dienst� 

nehmer. der eine Nadltsc:hicht.Schwerarb1dt IIn Sinne des ArL Vll 

.Abs. % leistet. ,esonder! I.U melden.. 

b) die 1m I 33 Abs. 1 des Alleemeinen sozialvenlmeruncscesetus 

.restC'cscute Frist yon drei Tacen crst uacb dem Ende des 

Kalendermonates. In dem dio Naddsdl1c:ht-Sdlwcrarbelt ce ... 

leistet worden Ist. zu taufcn becinDL 
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' . . 

3 .  A r t i ke l  IX l a u te t :  

" D i e  Pen:; i ons'Ic rs i che rungst räge r gewähren den Versi cherten , 

d i '� Nac: h t. s L: h i c h t - Schwe rilrbe i t i m  S i nne des A I· t .  V I I  "bs . 2 

ode r 3, Nnchtschich tarbe i t  oder Schwerarbc i t  im 

S i nne des Art . V I I  Abs . 5 ode r 6 l e i sten , nach p f l ich tge 

maßcm Ermessen Maßnahmen der Ge sundhe i tsvorso rge gemäß 

§ 307d des A l l gemeinen Sozialversiche rungsgese tzes mi t 

dem Ziel , den Eintritt daue rnder Schädi gungen durch d i e  

Nachtschicht-Schwerarbe i t ,  Nachtschichtarbe i t  ode r Schwer

arbei t hintanzuhalten .  Hiebe i ist auf die Art und Dauer 

der Tätigke i t  sowie den a l l geme inen Gesundhe i tszust and 

des Betroffenen Bedacht zu nehmen . 

4 .  Artike l X wird geändert wie fol g t : 

a) Abs . 1 l autet :  

" ( 1 )  Anspruch auf Sonderruhege l d  hat d e r  Versicherte 

nach Vol l endung des 5 7 .  LebenSJahre s ,  die Versicherte 

nach Vol lendung des 52 . Lebensjahres ,  wenn 

1 .  de r Ze i traum von 360 Kalende rmonaten vor dem S t ich

tag mindestens zur Hälfte m i t  Be i t ragsmonaten i m  

S inne de r § §  225 u n d  226 d e s  Al lgeme inen Soz i alver

sicherungsgesetzes gedec k t  i s t , fUr die Be i t räge 

gemäß Art . XI Abs . 3 entrichtet worden sind , und 

2 .  am S t i c h tag weder e ine se lbständige noch e ine unse lb

s tändi ge Erwerbstät igke i t  ausgeüb t w i rd ;  e ine Erwe rbs

tätigke i t ,  auf Grund derer ein Erwerbse inkommen be

zogen wird,  das das nach § 5 Abs . 2 l i t  c des A l l ge 

meinen Sozialvers i cherungsgesetzes jewe i l s  i n  Be 

tracht kommende Monatselnkommen n i c h t  übe rs t e i g t , 

bleibt  h iebe i unbe rücksich t i g t ;  h i n s i c h t l i c h  der 

Erm i t t l ung des Erwerbse inkommens aus e i nem l and ( fo rs t )  

wi rtschaftl ichen Betrieb i s t  § 2 9 2  Abs .  5 und 7 des 

Al lgemeinen Sozi alversicherungsgesetze s  entsprechend 
anzuwenden . "  

b )  Abs . 2 entfäl l t .  i 
I 

A llTIKt:L IX 

!\IaCn;&IIUH�'n der Gbundht'its\'onur"e 

Oie l'rnsions\'ltrsiriu�run,s'r;iKrr IC\\·:i.hr,-"n den Versidlerhm. die 
Sa,t:hbdlidlt.Sdlwcrubcit. udcr �.:lt::hbdtichtarbc:it im Sinne des 
ArL '-11 lcislrn. nac'h pflidllccm5ß,'m Ermessen ll:.Lßn:t.hmcn der 
Cesundhcib;\'orsorcc Kcm5.ß t 10. d des Alh:cmcincn s.o�ialver. 

sidlccun�st:csdzcs mil dem Zieh:. dCD Eintrilt dauernder SdlSdi .. 

cuneen durd. die N'adlbdddll-Schwcrarbcil. oder Sachtscbh:htarbeil 
blntanz.uhaUen. ll1c-bei ist auf die Art und Dauer der T:iUgkeil sowie 

dcn aUrcmcineß c.;csundhcilnusland des ßetroCfenen Bedacht zu 
nehmen. 

ARTIKEL X 

Sonderrubeceld 

(I) ADSIJrucb auf Sondcrrubeccld hat der Venlcberte Dach Voll ... 

endune des Im. AbL :t bneichnelcn An{aUsatte� wenD 

"L der Zeitraum "on 360 Kalendermonaten vor dem Slic:.h(!lC' min .. 

destens zur Jlillte mit Ilcilral:'smonaten Im Sinne der §§ %15 und 
%26 des Al1cemcincn Sozialversicherunt;s�esclzes ,edeckt is� für 
die Btitrice ,"emiß Art. Xl Abs. 3 enlridtttt wordcn sind. und 

Z. am Stichtac """eder eine sclbstindice Dom eine un!iclbstSndige 
ErwcrbstiUr;kelt ausltcübl wird; eine ErwcrbsläUr:keil. auf 

Grund dc.rcr ein Enverbscinkommen bczoa:;en wird. das das nam 
I 5 Abs. % liL e des Alla;cmeinen Sodah·crsichcrunuccscb.c:s 
Jeweils In Gctrac:hl kommende J\lon:tseinkommen nicht über

stelet. bleibt hiebei unbc:rücksic:hU&t: hinsichtlich der Ermitttunc 

des Erwerbseinkommc:ns aUf; einem land(torst)wirtschafUlchcD 
Betrieb Ist I Z9% Ab$. 5 Und 7 des Al1,cemcinen So'Zi:t.h·crsicbc

runpccselus entsprechend anzuwenden .... 

.(2) Als AntalJsaU.r ,m 

1. tur ltUnncr. "'enn der SlichuC in dca Jabren 19M. 1985. 1986 oder 1951 1ie� das 51. LebcnsJahr. 

im Jahre lSSS Ue.&. das SI.. Lebensjahr. 

im Jahre 19S9 Uect.. das 59. Lebensjahr. 

Im Jahre 1930 Iicc1. das GO. Lebensjahr; 
%. tür Fraucll., wenn dcr Stlc:htaC la dca Jabren 1984. 1985. 1986 

oder 1981 lIe,1. du 52. Lebensjahr, 
Im Jahre 198& !Ieee. du 53. Lebensjahr, 

Im Jaltre 19" lI.cI. du 54. Lebensjahr, 
Im Jahre 1990 IlecI. das 55. Leben.Jahr.H 
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S .  In Artikel XI Abs . 3 tri t t  ans t e l l e  des Zi tates 

" A r t . VII Abs . 2"  das Zi tat" "Art . VII .Abs .  2 .  3 ,  S oder 6 . "  

6 .  Artikel X I I  laüte t :  

" ( I )  Stre i tigkei ten Uber das Vorliegen d e r  Vorausse tzungen 

nach Art . VII Abs . 2 und S sowie nach e in e r  Ve rordnung 

gemäß Art . V I I  Abs . 6 ,  den Beginn und das Ende der 

Nachtschicht-Schwerarbe i t  und g l e i chge s te l l te r  Arbe i ten 

sowie den Nachtschicht-Schwerarbei ter-Be i t rag gel ten als 

Verwal tungssachen im Sinne des § 409 des A l l gemeinen 

Sozial versicherungsgese tzes . 

( 2 )  Die Bestimmungen des S i ebenten Te i l e s  d e s  A l l gemeinen 

Sozi alvers icherungsgese tzes übe r  das Verfah ren sind auf 

die Ve rwal tungssachen im S inne des Abs . 1 m i t  der Maßgabe 

anzuwenden , daß gegen den Besche i d  des Ve r s i c h e rungsträge rs 

d i e  Berufung an den Bundesmi n i s t e r  fUr s o z i a l e  Verwal tung 

zus teh t .  D i e  Berufung hat keine aufschi ebende W i rkung ; de r 

Bundesminister fUr soziale Ve rwal tung kann der Be rufung 

auf An trag aufschiebende Wi rkung zuerkennen , wenn durch 

die vorze i tige Vo l l s treckung e i n  nicht w i e d e r  gutzu

machender Schaden ei nträte und n i cht öffe n t l iche I n te ressen 

die sofortige Vol l s t rec kung geb i e ten . Der Antrag auf 

Zue rkennung de r aufschiebenden Wi rkung i s t  innerhalb 

der für die E i nbringung der Berufung vorgesehenen Frist 

beim Versi cherungs t räge r zu s t e l len . 

X I  

(3) Zur Dedtunr du Aufwandes des Bundes nach Abs. 2 haben 
die Dlens'l'cbcr für Jedcn 'rOP ibncn Im Sinne des Art. VII Ab$. 2 
bCltUlärlit:len Dienstnehmer einen cesonderten Heitta&, (Samlschichl
Schwuarbcitcr.Oeitr::a,J 1m Ausmaß von 2.5 Y. U. der allc:cmcincn 

Ut-itn.&,crundlacc In der nach dem AUecmcinen SO.l.i:aJvnslc:he .. 
runpI:csclz crreceUen Pcnslonsvcrslcbel'ullC zu leiden. Dieser Ilel

t:a, ist ::LUch von den SondcnabluhCcO im Sinne des t 54 des All

cC'mC'incnc Sodah-crsic:herunEslcsdzes �u entrichten. 

ARTIKEL XII 

"erfabren 

(1) Sireilickcitcn über das VorlicJ:'cn der Voraussc1zun"cn nach 
Art. VU Ab$.. Z, den Be,;inn und du Ende der Xadltscblcbt-Sch.wer

arbeit sowie den Nadatschidd-SchwerarbeUer .. ncitra, ceUcn a15 

\'crwaHunrssachen in. Sinne: des I 409 des AU,emeincn Sozial ver
sic:nerunisceset:tes. 

(Z) Die Bestfmmuncen des Siebenten TciJes des AU,emeinen So

:ialversic:heruncsccsetzes über das "erl3.hren sind auf die Verwal

&unr:ssachen Im SInne des Abs. 1 mit der !\t:Lßcabe anzuwenden, 
daß eccen den Bescheid des Landeshauptmanne.s. soweit er das 
Vorlleren der Voraussctzuncen nam Art. VII Abs, 2 sowie den 
Beefnn und das Ende der Sadtlschh:bl-SehwerarbeU betrifft, die 
Derutunc an den Bundesminister tür soziale VerwaltubC zusteht. 
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( 3 )  Im Verfahren über Lei s tungssachen darf über das Vorl iegen der Vorausse tzungen nach Art . V I I  Abs . 2 ,  3 
und 5 sowie nach einer VerOrdnung gemäß Art . VI I Abs . 6 als Vorfrage nicht entschi eden we rden . Der Ve rsiChe rungs_ träge r ode r das GeriCht haben das Ve rfahren auszusetzen ( zu unterbrechen ) ,  bis über diese Vorfrage als Haup tfrage im Ve rfahren in Ve rwal tungssachen , bzw . im Fal l des Art . V I r  Abs . 3 vom zuständigen Arbe i ts i nspektorat , rech tskräftig entschieden worden i st ,  d i e s  e i nsch l i eß_ l ich e ines a l l en fal l s  anhängig gewordenen Ve rwal tungs_ gerich tshofve rfahrens . Ist im Ze i tpunkt der Unterbrechung des Ve rfahrens noch k e i n  Verfahren i n  Verwal_ tungssaChen , bzw . im Fal l  des Art . V I I  Abs . 3 noch kein Verfahren beim Arbe i tsinspektorat , anhängi g ,  so haben der VersiCherungs t räge r oder das Gericht die E i nl e i tung des Ve rfahrens beim Ve rsicherungsträge r bzw . Arbe i tsinspektorat anzuregen . E inem Rekurs gegen den Unterbrechungsabschluß kann aufschiebende Wi rkung nicht zuerkannt werden . § 74 Abs . 2 des A rb e i ts- und Soz i algeriCh tsge se tzes , BGBI . N r . 1 0 4 / 1 985 , i s t  s inngemäß anzuwenden . Die vorläufigen Be i t räge und Le i s tungen sind auf die endgü l tigen Be i t räge und Lei s tungen anzurechnen . 

( 4 )  Der Versicherte ist berech t i g t , frühe s tens zwe i J ahre 
vor Erreichung des Anfal l sal ters auf Sonde rruhege l d  beim 
nach Art . X Abs . 3 zuständi gen Pensionsve rsi che rung s träge r 
e inen An trag auf Festste l lung der Versiche rungsze i ten im 
S i nne des Art . X Abs . 1 Z 1 zu s t e l len . § 223 Abs . 2 des 
A l l gemeinen Sozialversicherungsgese tzes gi l t  entsprechend . 
D i e  Feststel lung di eser Ve rsicherungsze i ten g i l t  a l s  
Le i s tungssache gemäß § 3 5 4  Z 4 des Al lgeme i nen Soz i a l 
versi che rungsgese tzes . 

( 5 )  D i e  bei  e iner Amtshandlung übe r  das Vorl i e gen der 
Voraussetzungen nach Art . V I I  Abs .  2 ,  3 und 5 sowi e  
nac h  einer Verordnung gern. Art. VII Abs. 6 erwachsenden Kosten sind von 
Amts wegen zu tragen . A l s  Barau s l agen ge l ten auch d i e  
GebUhren , die den Sachverständi gen zustehen . "  

(3) Im '·crlabreD Ober Leisluncssamen darf Gber du \'orUeccn 
du VorauSJI�lzun,rn nam Art. '·11 AbL Z als \'orlrare nicht ent. 
schieden werdeD. Der '-crsldteruhJ:stricer. das Srblcd.,crfcbl der 
SOdal"p,.sidluuQc odrr da. ObrrlandHceric:ht Wien bat vielmehr 
tUe Elnh:·ituQ& des "crf:a.hrrns beim 'lusllndllca Krankenvenlche_ 

run,striicrr z.u beantra,en und du efl'"cne \"errahren bis zur Redtt.skrAlt der Entscbcidun, Im VerwaUuncsvcrtahnn auszusetzen (zu unterbrechen). 

i 
i 
� 
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7 .  Artikel X I I I  wird geändert wie fOl gt : 

a )  In Abs . 4 tri tt ans te l l e  des Z i tates u §  1 1  Abs . 10u 
das Zitat u §  1 1  Abs . 9 u  und ans t e l l e  des Zi tates 
" §  11 Abs . 3 "  das Zitat u§ 11 Abs . 5 " .  

b )  Abs . 6 laute t :  

" ( 6 )  Sind zur Begründung des Anspruches auf Sonderruhe_ geld auch vor dem 1 .  Juli 1 98 1  l i e gende Bei t ragsmonate im S i nne der §§ 225 und 226 des A l l gemeinen S o z i a lvers i ch e rungs_ gesetzes he ranzuziehen , so ge l ten nur jene Bei t ragsmona t e  a l s  Bei tragsmonate i m  Sinne d e s  A r t i k e l  X I  Abs . 3 ,  fUr die bei frUherem Inkraft treten dieses Bunde sgesetzes der Nach tschiCh t-Schwe rarbe i te r_Bei trag zu entrich ten gewesen wäre . Art . XII Abs . 3 g i l t  entsp rechend . S ind zur Be-

gründung von Ansprüchen auf Sonde rruhege l d  von den zu

ständigen Behörden Sachve rhal te zu beurte i len , die 

vor dem 1 .  Juli 1981 l i egen und bezüg l i c h  des Vorl iegens 

be stimmter Arbei tsbedingungen nicht mehr durch unmi t t e l 

bare Wahrnehmungen festgeste l l t  werden könne n ,  so i s t  

a u f  entsprechende Nachwei se und Angaben des D iens tgebe rs , 

des nach dem A rbei tsverfassungsgesetz in B e t rach t  kom

menden Organs der Betriebsve rtre tung , der gesetzl ichen 

be rufl i chen Vertretung oder des zus tändi gen Arbe i ts

inspektorates ( der Berghauptmannschaft ) Bedacht zu 

nehmen . 

Artikel  I I  

Das Bundesgesetz betreffend d i e  Vereinhe i tl i chung des 

Urlaubsrechts und die EinfUhrung e iner Pflegefre i s t e l l ung , 

BGBI . N r .  390/1 976 ,zuletzt geände rt durch EGBI . N r .  

8 l / l 983, w i rd geändert wi e fOl g t : 

§ 10a l aute t :  

" ( I )  Dem Arbei tnehmer gebUh r t  e in Zusatzurl aub fUr jedes Arbe i tsjah r ,  1n  dem er 

X I I I  

'. 
(.I) Dcr Arb�itl'eHr bat l\tetclunccll lemSß I 11 Abs. .)'O des 

Arbe'itszeUccselzes für Arbcilnehmer. die 1m Zf:ilpunkt des Inkl'aft
t .. etens dieses Dundescoel1H mit Arbeiten Im Sinne des 1 11 Abs. 3 

besdliftct $iod. binnen zwei l\lonatcD zu erstatten. Arbeiteeber und 
deren Bcyollmic:btiClc. "'elche dieser BesUmmuhC zuwiderha.ndeln. 
sind nach ' ZI des Arbcilszcitccsclzcs zu bC5tratca. 

(6) Sind zur Becründunc des Anspruches auf SondtrcuhcCdd aud. 
vor dem 1. Juli 1981 liccendc Bc.1lracsmooate im Sinnt: des § 225 w;iJ J..:.f. 
des AlJrcmcincD Soziahoerslchcrunpcesct1cs heranzuziehen. 50 1:.:1-
tcu nur Jene B�ilral:SmoDate als Bdtraesmon:l.lc im Sinn des Art .. XI 
Abs. 3. filr die bel früherem Inkraftlreten dieses Bundc:.sc:esclus der 
Nach.t5Chicht-ScbwenrbcUer-Ddtrac zu entrichlen ccwesen wir� 
Der PcusioftSvc:nicberuncstriller bat hel Prüfune dieser Bebaup-

tune auf Clltsprcchcnde Nachweise des Dlcnslccbers. des nam dem 
Arbciuvcdassunpccsc:lx in Betracht kommenden Orranes der Be .. 
trlebsvcrlretulIC. der cesclxlidten beruflichen Vertretunc oder des 

zuständicen Arbcilsinspektorates (der BcrchauptmannSchaft) Be

dacht Zu nehmen .. 

ARTIKEL 11 

Das ßundesrcset% '·om i . .Juli 1916. 8Gßt Nr .. 390. betreUend die 

\"ereinhcitJicbunc df's UrJaubsrecbtcs und die EIntübrune einer 

rnc,dnistcllunr ,,-ird Ic5ndcrt wie lolet: 

Nach I 10 ist Colccndcr I ] 0 .  cinzufücen: 

..zusatzurlaub 

§ J 0 iI.. (1) A rbeitnehmer haben tür Jedes ArbeitsJabr. In dem 
sie mindestens 'Omal In der 7..cit �wlsmcn 22 und G Uhr mindestens 
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1 .  m i ndes tcno 28 ma l in der Ze i t  zw i sc h�n 22 und 6 Uhr 

m i ndes tens & S tunden un ter den in  Art . V J I Ah� . 2 

Z 1 b i !;  8 odfJ r Abs . 3 Z l ind 2 tJ S c hG angl'� fi,;h r tr�n 

e rschwerenden Bedi ngungen ode r 

2 .  an mi ndestens 90 Tagen mindestens 6 S tunden in Be rg

baubetrieben unte r Tage ode r im Tunn e l - und S to l l en

bau oder unter den in einer Ve ro rdnung nach Art . V I I  

Abs . 6 NSchG festge l egten e rschwerenden Bedingungen 

gearbei te t hat . 

( 2 )  Der Zusatzurlaub be trägt e i nen Werk tag und e rhöht s i ch 

auf zwei Werktage , wenn der Arbe1 tnehmer unte r e rschwe renden 

Bedingungen im Sinne des Abs .  1 Z 1 mindestens 56 mal 

ode r unte r den in Abs . 1 Z 2 genannten Bedingungen an 

mindestens 1 BO Tagen pro Arbe i ts jahr gearbe i te t  hat . 

( 3 )  Hat der Arbei tnehmer unter den in Abs . 1 genannten 

e rschwerenden Bedingungen durch 5 Jahre gearbe i te t ,  

erhäl t e r  das 2- fache , wenn e r  unter diesen Bedingungen 

durch 15 Jahre gearbei te t  hat , das 3-fache des in Ab s .  2 

genannten Zusatzurlaube s .  

( 4 )  Der Arbei tnehme r ,  der insgesamt 20 J ahre Anspruch auf 

Zusatzurlaub im S inne des Abs .  2 hatte , behäl t - wenn 

er wegen Berufskrankhei t  ode r Arbe i tsunfal l  n i c h t  mehr 

unter den in Abs . 1 genannten erschwerenden Bedingungen 

arbe i ten kann - den Anspruch auf Zusatzurl aub in dem vor 

der Erk rankung oder dem Unfa l l  z u l e t z t  zustehenden Ausmaß : 

SCti1s Slundrn Sdlwrra.rlu·it hn Sinll� des l\ rt. " 11 Abs. % Z. 1 bis a 
SSd.G. nGm. Sr. 3511HUIiI. crh·J,.It"l habrn, .. \u5prum auf Zusatz. 

urla.ub im l\usJn:l11 ,·U" zwei \\"4:rklaCC'tI. Ilrr ;\nsJrrut:ll :aut Zusatz .. 

urlaub fOrtwill sidl ;au( , .. h·" \\'crkt:uce. ",cnn sie fünf Jahre. und 

auf 5C'duI: \\'t"rkta,; .... ".-("nn sie 15 Jahre sol dIe Arbeiten cclebitel 
haben. IHr t·rsl.ilwrrrnd ... Urdln.:un.: iln Sinne des Art. " n  AbI. ! 

Z . .. SSt"hG iät er(liIlt. wenn cin SchaIlIUa:ch\'crl "on 15 dU (Al 

t'rrridll wird. 
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( � )  § 3 Abs . 2 b i s 4 ,  §§ 9 ,  1 0  und 1 4  finden auf den Zu

satzu rlaub ke ine Anwendung . 

( 6 )  § 3 Abs . 1 i s t m i t der Maßgabe anzuwenden , daß fU r 

die BemessunR des U r l nubsDusmaßes D i enstze i ten be i dem

s e l ben A rbe i tge ber , d i e  un te r den Bed ingungen des Abs . 1 

ge l e i s t e t  wurden , z.usarr.mcnzu rCChnf!ll !:. i nd . 

( 7 )  Für die Entstehung des Anspruches auf Zusatzurlaub 

werden nicht abgefundene Ze i ten , in denen un ter den in 

Abs .  1 genannten erschwerenden Bedi ngungen in e inem der 

Unterbrechung unm i t te lbar vorangegangenen Arbe i tsver

häl tni s  bei demselben Arbei tgebe r gearbe i te t  wurde , an

gerechne t ,  sofern es s ich um eine Un terbrechung gemäß 

§ 3 Abs .  1 hande l t  und die Vorausse t zung des § 2 Abs .  2 

erfü l l t  i st . 

( 8 )  Für die  Bemessung des Zusatzurl aubs i s t  w e i ters die 

in e inem anderen A rb e i tsverhäl tn i s  i m  Inland zugebrachte 

D i enstze i t ,  sofern s i e  unter den in Abs .  1 genannten er

schwe renden Bedingungen gel e i s te t  wurde und mindes tens 

sechs Monate gedauert hat , b i s  zum Höchstausmaß von 

fünf Jahren anzurechnen . 

( 9 )  Für die  Bemessung des Zusatzurlaubs werden nur vol l e  

Arbe i tsjahre berücks ichtigt.  Nicht vo l l e  Arbe i ts j ah re 

werden vol l  berücks ichtigt , wenn d i e  Vorausse t zungen 

der Abs .  1 und 8 erfü l l t  s ind . 

( 1 0 )  Dem Arbei tnehme r gebührt e i ne EntSChädi gung in de r 

Höhe des noch ausstehenden Urlaubsentge l t s , wenn das 

Arbe i tsverhäl tnis nach Entstehung des Anspruchs auf 

Zusatzurl aub , Jedoch vor dessen Verbrauch ende t . D i e  En t

Schädi gung gebührt nich t ,  wenn der Arbe i tnehme r ohne 

wich t i gen Grund vorze i ti g  aus tri t t .  

(tJ • 1 .\b$. % Iti:r. ". U '. 1 0  und ].I rinden auf den ZUul&url:t.ub 
krinc Anw�ndunc_ 

(3) f 3 .,\l,II. t Ist ndl der !\taßcabe aIlZU\\'«."",[cn, daß rür die 
nt"mrnull& dt"1 Crl;tub:.au�.naO("s Uit'ns(ui("n bei dt'mlllclbrn ,\r

bc:iIJerber. die=- unlrr den '·oraUSSC'lzun.:cn des Ab,,� 1 ccleislel 
"'"rden, zus:&mmll"nzurechnrrt 5ind. 

(�) Für dir EUlltchunJ: drs .\n�l,rudl(·s :lul Zunfzurlaub werdr" 
nidtl :lb:rfufuh.'l1C Sol,'hbt'hidlh:n im Sinne drs Abs. 1. die in 
,h'", dt"r l"nlt"rbrrdtunJ:" unmiltcllJOIr YOnnJ:tI3na:cnen Arbeilsn:r_ 
h3ltnis bei dt-tlut .... UJ.·n A rbcita:c:bcr '('Ieistet wurden. ::ancercchnet. 
suh'rn rs siril um cin� Unh'rbredlUll� gcm!iß § 3 Abs. 1 handelt 
und die \"uraIl5s.etz.un� dt·s § 2 Abs. 2 erfüllt ist. 

(5) Für die ßeomcssunc deos Uriaubs:1usm!1ßes ist weiters die In 
einem anderen Arbcits\'crh!iltnls im Inland zuC'cbrachtc Dienstzeit. 
sotern sie unter den Voraussetzungen des Abs. 1 cch:istet wurde 
und mindestens sechs !\J0l13te ,"cdaucrt ba.t. biJ: %um lIöchstausmaß 
"on rünl Jahren an:turcdtnen. 

(6) Für die Ilemessunc des Urlaubsausmaßes werden Dur volle 
Arbcitsj:1bre bcrücksichti.:t. Nld1t ,,"olle Arbeilsjahre werden von 
bcrücksichtirt. wenn die Voraussetzungen der Abs. 1 und 5 erfüllt 
sind. 

(1) Dem Arbeitnehmer rcbührt eine Enllmidicunr in der llGbe: 
des noch ausstehenden UrJaubscntcc1tes.. Wenn du Arbeits"erhält .. 
nis nach Entstebunc des Anspruches auf Zusatzurlaub. Jedoch "or 
dessen Verbrauch endet. Die Entsc:b5dicunl' cebUbrt nicht. wenn 
der Arbeitnehmer ohne wichti&,cQ Grund vorze:iUC austritt. 
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( 1 1 )  Dem Arbe i tnehmer gebüh r t  e i n e  Ab f i ndunlS i n  d e r" Höhe 

des hal ben Url aubsentge l ts ,  wenn de r A rbe i tnehme r i m  

Arbei tsjah r  m i ndestens d i e I ! :i l fte  d e s  für" (jr'n Zusa t zur" l ;:;ub 

gefOI"de rten jährl i chen M i ndes tau:>maß<,s un e " l" den in Ab" . 

genann t en e rschwe renden Bed ingungen gear'ol'! i te t hat ! !nd dCls 

Arbe i tsve rhä l tnis durch Künd i gung sei tens des A rbe i tgebe rs 

ode r durch einve rnehmliche Lösung ende t ,  sofe rn die Vor

ausse tzung des § 2 Abs . 2 erfül l t  ist . "  

Artikel I I I  

Das Bundesgesetz über die Regelung der Arb e i tsze i t ,  

BGBI . N r .  46 1 / 1 96� zuletzt geände rt durch BGBI . N r .  3 5 4 / 1 9 8 1 ,  

wird geändert w i e  folgt:  

1 .  § 11  Abs . 5 l aute t :  

" ( 5 )  Arbei tnehmern , die Nachtschicht-Schwe rarb e i t  i m  

Sinne des Art . V I I  Abs . 2 Z 1 b i s  8 oder Abs . 3 Z 1 

und 2 NSchG l e i s ten , ist in jeder Nach tschicht .jedenfal l s  

e ine Kurzpause von mindes tens 1 0  Minuten z u  gewähren . 

Das g l e i che gi l t  sinngemäß für Arbe i tnehme r ,  d i e  Schwer

arbe i t  gemäß Art . VII Abs . 5 oder 6 NSchG l e i s ten . "  

2 .  § 1 1  Abs . 8 l aute t :  

" ( 8 )  Kurzpausen i m  Sinne der Abs .  3 und 5 sowie Ruhe 

pausen i m  S inne des Abs . 7 ge l ten a l s  Arb e i tsze i t . "  

3 .  § 1 1  Abs .  9 l aute t :  

" ( 9 )  Der Arbe i tgeber hat das Arbe i tsinspek torat un ter 

Ansch l uß e ines SChichtplanes von der Einfüh rung der 

durchl aufenden mehrschichtigen Arbe i tswe i se sowie von 

de r e rstmal i gen Ile ranzi ehung von Arbei tnehme rn zu A rb e i  ten 

im Sinne des Art .  VII  Abs . 2 ode r 3 NSchG b innen 14  

Tagen zu vers tändigen . "  

... .... . ....... . . . . .. . . . . . . . . ...... .. ........ . . ... . . .. _ .. .  -

(8) Dem Arbeitnehmer cebührt rine Abfindune In der Hühe des 

halben Ul'laubscnt.:�Itf."$. wenn du . .\rbcilnehmcr Im Arbeilsjahr 

mindC"stcllI 30 :-\::achlschic,'hten im Sinne des Abi. 1 C'clcistd hat 

und das Arbeitt;,'uh5Itnis durd. Kündirunt: Sl'itena des ,\rbeil · 

C"ebers oder ei"" crn('hmlidlC� Lösun, endet. sofern die Vonus

sclzunt=; des I 2 .\bs. % errüUl L"iit .... 

ARTIKEL 111 

Du Bundescesetz "om 11. Dezember 1969. BGBI. Nr. 461. über 

die Rc:celunc der Arbeitszeit in der Fusun, der Bundesl'csctzc 

vom 16.. Juni 1911. BOßl. Nr. 238. und ,'Dm 28. November 19701. 

BGOt NI'. %11915. wird ceindert wie folet: 

i.,., 
(5) Arbeitnehmern. die Nacbtschicht-Scbwerarbeit im Sinne des 

Art. " U  Abs. 2 NSc:hG. DGUI. NI'. 3Stl19SI, leisten. ist in Jeder 

N&ebtsc:b.lcht Jedenfalls eine Kurzpause "on mindestens zebn 
Minulert :u ccwährcn. Die erschwerende ßcdincunc im Sinne des 

Art. \'11 Abs. 2 Z. .. NSc:hG ist erfüllt, wenn ein Scballpecehvert 

von 15 dB CA) erreicht wird. Mit dem Arbeitsablauf UbUcbcrwefse 

verbundene Untcrbrecnuncen h: der !tIindestdauc:r ,·on %ehn AUnu .. 
len. die zur Erholune verwendet werden können. können auf die 

Kurzpau5en anccredtnct werden. 

(8) Kurzpausen Im Sinne der Abs. 3 und 5 rellen als ArbeJlszdt: 

dasselbe eilt für RUhepausen im Sinne des Abs. 7. soweit sie du 
Ausmaß nach AbL 1 Gbcl'nhrc:ften. 

UO) Der ArbeitC'cber hat das ArbeHsinspcktorat unter Anschluß 

eines Schicbtpianes von der Eintührucc der dUl'chJauCcndcn mehr .. 

IdJichUcCIl Arbeitsweise sowie von der lIeranziehunr von Arbeit

nehmern zu, Arbeiten Im Sinne des Abs. 3 binnen vierzehn Tacea 

tu verslindicen. 
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4 .  § 1 1  Abs .  1 0  en t fä l l t ,  die  Abs .  1 1  und 1 2  e rhal ten d i e  

Beze i chnung Abs . 1 0  und 1 1 .  

Art ikel  IV  

Das Bundesgese t z  betreffend d i e  Arbe i tsve rfassung, BGBI . Nr.  2 2 / 1 974 , zuletzt geändert durch BGBI . Nr.  �"1Y ! .tf '1iC, I wird geändert wie fOlgt : 

1 .  § 97 Abs . 1 Z 6a laute t :  

U 6 a .  14aßnahmen zur Verhi nde rung , Besei t igung , M i l de rung oder zum Ausgleich von B e l as tungen der Arb e i tnehmer 
durch Nachtschichtarbe i t ,  Schwe rarb e i t  im S i nne des 
Art . VII Abs .  5 oder 6 NSchG oder Nach tsch i c ht-Schwer_ arbei t ,  e insch l ießl ich de r Verhü tung von Unfäl l en und Be rufskrankhe i ten . "  

2 .  § 105 Abs .  3 Z 2 2 .  Absatz l aute t :  

" Ums tände gemäß l i t .  a ,  die ihre Ursache i n  e in e r  l angjäh rigen Beschäftigung als Nach tschicht-Schwe rarbe i te r  ( Ar t .  V I I  Abs . 2 oder 3 NSchG ) oder Schwerarb e i t e r  ( Art . V I I  Abs .  5 oder 6 NSchG ) haben , dü rfen zur Rechtfe rtigung der Kündigung nicht he rangezogen werden , wenn der Arbei tnehmer ohne erhebl ichen Schaden fü r den Be t rieb wei terbeschäftigt werden kann . "  

(9) Der Bundesminist�r für sDzi:dc VcrwalluPI kann In EnlJepre

chune- eine. ,,,meJn.amen AntraCd der In Betracht kommenden 
kolh:kUvycrtrapfihh:cll Kürpersd,alten der ArbcUccber und der 
Arbeitnehmer wcitnc Nac::blschic:btar-bciten. die eine außerlcwöhn
liehe k8rpcrlidle Ilcansprumun, mil sieb brince:t oder bel denen 
du Arbeilnehmer ElnwirkuDcc:n derch Slaub. schldilcnde StoUc 
oder Strahlen ausenetzt Ist. so,,-eil C. lid! nicht um Nachlsc:blcht .. 
arbeUen Im Burbau haDdclt. durcb YcroNounc der Nadltschlc:ht .. 
Schwcrarbclt Im Sinne des ."-rt. VII Abs. Z NSchG ,lcic:blclt.eD; 
unter den Clclcb�Cl '�orausntzuncrn kano, du Bundesmlnlstu für 
llande •• Gcwubc unel Indu5trie Im l:i,..,·ernehmen mit dem Bun
deJ.minl5ler für IOda.1e \"t=rwallunl N::LcbUchlmlarbeilen im ßerc

bau durch \"C'rordnunc dC'r �a,-hl$.dlidtt-Schw("r::L!"beil im Sinnt' 
des Art. VII Abs. % :"\SdlG C1eichsetzcn. 

AIlTIKEL VI 

Das Bundes,estll "um U. Dncmber 1913, DGBL. Nr. 2211914. 

betreUend die Arbeits"crfassun& in der' F2SSUnC der Bundcs!:"eselze 

vom U . .Juni 1915. BGB!. NI'. 360. ,'om 7. Juli 1916. DGet. Nr. 381. 

und vom 11. Oktober 191 •• ßGBI. Nr. 519, sowie der KUDdmac:buDI' 

vom t. Febn 1979, nC;DI. NI'. n. wird ,einded wie fol,t: 

\l � t (1) 
" '  a .  lttaßn�hmen zur Verhinderune. Beseilh:unc. �t1Jderun, 

oder tum Aus&:lricb ,'on Dela.stuoeen du Arbeitnehmer durch 
Nachtschichlarbeit oder Nac:htsc:bicht-Schwerarbcit. einschließlich 
der Vc:rhü(unr von Un[iI1cn und 8erufsknnkhciten.. .. 

.. Umstlnde cemilJ IU. .. die Ihre Ursac:hc In einer lanl'Jibricen 

Besc:hl(U�unC' .b: Nadltscb!cbt ... Scbwe.rarbeiler (Art.. VII. NSchG. 
DGBL Nr. 35-;11911) haben. dürfen zur RechtlerticW1C der Kiindi· 
lune nicht bcrance:occn werde.n.. wenn der Arbeitnebmer ohne 
erheblichen Smadea. tür den Betrieb weiler bcschäfUet werden 
kann." 
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Artike l V 

ßchördenzu�ttind i gk e i t  

( 1 )  D i e  nach d i e sem Bundesgesetz den A rbe i ts i nspekto

ra ten zustehenden Aufgaben und Be fugn i sse s i n d  in 

den vom Wi rkungsbereich de r Arbe i t s i nspek t i on 

ausgenommenen Be trieben von den zur Wahrung des 

Arbe i tnehmerschutzes sonst be rufenen Behörden 

wahrzunehmen . 

( 2 )  Über Berufungen gegen Bescheide d e r  Arbe i ts in

spek torate entscheidet der Bunde smini s t e r  für 

soziale Ve rwal tung,  sowei t  e s  s i c h  um B e sche i de 

e in e r  Berghauptmannschaft hande l t ,  d e r  Bundes

mini ster für Hande l ,  Gewerbe und Indu s t r i! . 

( 3 )  D i e  den Arbe i ts i nspektoraten nach d ie sem Bundes 

gesetz zustehenden Aufgaben und B e fugn i sse , d i e  

s i ch übe r  d e n  Wi rkungsbereich e in e s  Arbe i ts in

spektorates h inaus e rs t recken , s ind vom Bundes

mini ster für soziale Verwal tung , die s i c h  übe r  

den Wi rkungsbereich einer Berghauptmannschaft 

h i naus erstrecken , vom Bundesm i n i s t e r  für Hande l ,  

Gewerbe und Industrie wahrzunehmen . 

Artikel VI  

Übe rgangsbestimmungen 

( 1 )  Neu entstehende Ansprüche auf Zusatzurlaub b e s tehen 

e rstmals für j enes Arbe i tsjah r ,  in das d e r  

. . . . . . . . . fäll t . 

• 
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( 2 )  D i e  e rr: trr.a l i "" Me l dung 'Ion p" rsoncn , r! i e .:Im 
a l s  Ve rs i che rte gem" l d<' t  s i nd und Tä t i g -

k c j l�n i m  S l nn� d�s Art . V I I Abs . ? ,  3 ,  � oder � 
au��ben , i s t h i s  . . . . . . . . . . . . • . . . . .  Zu e r s t n t t e n . 

( 3 )  A r t .  XIII Ab:; . 6 g i l t  fU r d i e  auf Grund d i e s e s  

Bundesgese t z e s  neu e inbe zogenen Tät i g k e i ten mi t 

d e r  Maßgabe , daß anste l l e  des Ze i tpunk tes " 1 . Ju l i  

1 9 8 1 " der Tag des Inkraft tre tens dieses Bundesge 

se tzes gi l t .  

( 4 )  Ve rordnungen auf G rund d i eses Bundesgesetzes können 

vor Inkraft t re ten di eses Bundesgesetzes e rl assen 

werden . Sie t re ten jedoch erst m i t  Inkraf t t re ten 

d i eses Bundesgese t zes in Kraft . 

Artikel V I I  

Inkraft tre ten und Vol l z i ehung 

( 1 )  D i e ses Bundesge s e t z  tri t t  am . . . . . . . . . . . .  in K raft . 

( 2 )  D i e  VOl l z i ehung di eses Bundesge s e t zes rich t e t  sich nach Art . XV NSchG . 

• 
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